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Die Haftung des Verfrachters bei der Reisecharter unter
besonderer Berücksichtigung des § 663 a HGB und der
Grenzen zulässiger Freizeichnung.

Jens Paulsen*)

Teil 1: Verfrachter

I. Definition

Verfrachter ist diejenige Vertragspartei
des Seefrachtvertrages, die es übernimmt, im
eigenen Namen die Beförderung von Gutem
über See auszuführen [l].

.»I. Unterfrachtvertrag
l. ) Personen- und Vertragsbezeichnungen
Im Regelfall sind Reeder bzw. Ausrüster

auch zugleich Verfrachter. Jedoch kann ein
Charterer auch einen Hauptfrachtvertrag mit
einem Reeder bzw. Ausrüster einerseits und

einen Unterfrachtvertrag mit einem Befrach-
ter andererseits abschließen. Haupt- und Un-
terfrachtvertrag sind dann hinsichtlich ihres
Zustandekommens und üirer Wirksamkeit

unabhängig voneinander [2].
Bei dieser Konstellation ist der Reeder

Hauptverfrachter = Vercharterer, der Char-
terer im Verhältnis zum Reeder Hauptbe-
frachter und im Verhältnis zu seinem Be-

frachter Unterverfrachter, während letzterer

im Verhältnis zum Reeder Unterbefrachter ist
[3].

2. Haftung im Verhältnis Unterverirachter/
UnterbefrachterfCharterer/Befrachter)
a) Haftung für die Beförderung mit einem
•remden Schiff

Sollte dem Unterverfrachter die Beförde-

mng mit einem fremden Schiff nicht gestattet
sein, so haftet er dem Unterbefrachter nach

den Grundsätzen des § 565 HGB [4]. Da § 565
HGB einen gesetzlich normierten Fall posiü-
ver Forderungsverietzung darsteüt, haftet er
für jegliches Verschulden nach Maßgabe der
§§ 276 BGB, 606 HGB [5]. Jedoch ist Abbe-
dingung des § 565 HGB durch eine Substitu-
tionsklausel möglich [6].

b) Haftung für Abschluß und Erfüllung des
Hauptirachtvertrages
Der Unterverfrachter haftet dem Unterbe-

frachter ferner für den Abschluß und die Er-
füUung des Hauptfrachtvertrages und hierbei
auch für das Verschulden des Hauptverfrach-
ters und dessen Leute gem. § 278 BGB, da
diese seine Erfüllungsgehilfen sind. Strittig
ist, ob er sich von dieser Haftung freizeichnen
kann oder ob § 278 BGB in den Rahmen der
zwingenden Haftung des § 662 HGB fällt.
(Siehe hierzu die Ausführungen unten Teü 3,
IV-4).

Unstrittig zwingend haftet er dagegen für
das Verschulden der Schiffsbesatzung nach

Maßgabe der §§ 662, 607 I HGB, es sei denn,
die §§ 607II oder 608 HOB greifen zu seinen
Gunsten ein.

c) Umfang der Haftung des Unterverfrach-
lers; Demise- und lOC-Klausel

Bei Verschiedenheit von Reeder und Ver-
frachter wird bisweilen tm Konnossement

bzw. in der Charterpartie, deren Bedingun-
gen durch eine Incorporaäon-Clause des
Konnossements mit zum Vertragsinhalt ge-
macht werden können, eine Demise- bzw.

Identity-of-Camer-Clause (lOC-Clause) auf-
genommen.

Bei der Demise-Clause zeichnet der Unter-

Verfrachter bzw. Charterer die Konnosse-

mente nur als Vertreter des Reeders/Haupt-
Verfrachters [7], während die IGC-Clause
den Reeder und nicht den Unterverfrachter/

Charteret nominell als Verfrachter im Kon-

nossement auftreten läßt [8]. Dem Unterver-
frachter, der nicht Reeder ist, soUen auf diese

Weise die nur dem Reeder zustehenden Haf-

tungsbeschränkungsmögUchkeiten zugute
kommen.

Prüssmann [9] weist darauf hin, daß die von
Abraham [10] vorgenommene Unterschei-
düng der beiden Klauseln nicht gerechtfer-
tigt sei, da diese sich nur auf den Wortlaut
stütze, während eine sachliche oder rechüi-
ehe Unterscheidung nicht durchführbar sei.
Wie sonst auch, als durch ein Vertretungsver-
hältnis, sollte bei der lOC-Klausel der Reeder

im Konnossement nominell als Verfrachter
auftreten können?

Vernehmlicher Zweck der Klauseln war es,

dem Charterer/Unterverfrachter die Haf-

tungsbeschränkung des Reeders zugute
kommen zu lassen. Der nur beschränkt haf-

tende Reeder konnte nach seiner Inan-

spruchnahme durch emen Ladungsbeteilig-
ten einen entsprechenden Anspmch gegen
den Charterer/Unterverfrachter geltend ma-
chen.

Mit dem Inkrafttreten des SeeRÄndG von
1972 erübrigt sich jedoch nunmehr die Erör-
terung der Frage, ob diese Klauseln beim
Raumfrachtvertrag nach der Begebung des
Konnossements an einen Dritten gem. § 663 a
HGB eine Umgehung der zwingenden Haf-
tung des § 662 HGB bewirken [11]: Gem. §
487 I Nr. l HGB ist der Charterer (Unterver-
frachter) dem Reeder hinsichtlich der Haf-
tungsbeschränkungsmöglichkeit gleichge-
steUt. Die Regelung des § 487 I Nr. l HOB
bemht auf Art. 6 II des Internationalen Ober-

einkommens über die Beschränkung der
Haftung der Eigentümer von Seeschiffen und

gilt somit gleichfalls für die Rechte derjeni-
gen Staaten, welche das Übereinkommen ra-
tifiziert und in ihr nationales Recht überaom-
men haben.

3. Haftung im Verhältnis Hauptverirachter/
Unterverirachter (Charterer)
a) Regreßanspruch des Unterverirachters
gegen den Hauptverfrachter?

Zwar sind Unterfracht- und Hauptfracht-
vertrag hinsichtlich ihres Zustandekommens
und ihrer Wirksamkeit unabhängig vonein-
ander. Jedoch kann in Fällen der Verletzung
von Verfrachterpflichten (z. B. §§ 559, 606
HGB) durch den Hauptverfrachter der dies-
bezüglich vom Unterbefrachter in Anspruch
genommene Unterverirachter den Hauptver-
frachter entsprechend regreßpflichtig ma-
chen.

b) Anspruch des Unterverirachters gegen
den Hauptverirachter wegen des Fehlens
oder der Nichteinhaltung vertraglich zuge-
sicherter Schifiseigenschaiten

Da es sich bei Frachtverträgen um Sonder-
fonnen des Werkvertrages handelt [12], be-
stimmen sich die Rechte des Unterverfrach-

ters (Charterers) beim Fehlen vertraglich zu-
gesicherter Eigenschaften nach Maßgabe
der §§ 633 ff BGB.

Hat das Schiff z. B. nicht die zugesicherte
Tragfähigkeit in tdw (tons deadweight), so
kann der Unterverfrachter (Charterer) gem.
§§ 634, 635 BGB Herabsetzung der Fracht,
Rückgängigmachung des Frachtvertrages
oder Schadensersatz altemaüv fordern. Je-

doch tritt der Schadensersatzanspruch dann
selbständig neben den Anspruch auf Fracht-
herabsetzung, wenn man mit der wohl hM
die Tragfähigkeit im Zweifel als Garantie
auffaßt [13].

c) Ansprüche des Hauptverfrdchters gegen
den Unterverirachter

Der Unterverfrachter haftet dem Hauptver-
frachter u. a. für die Schäden, die letzterem
durch eine unzulässige Unterverfrachtung
entstehen. Jedoch ist dieser Fall selten. Glei-

ches gut für die Schäden, die dem Hauptver-
frachter durch die ErfüUung zulässiger Un-
terfrachtverträge entstehen [14].

4. Haftung Im Verhältnis Unterbefrachter/
Hauptverfrachter

In diesem Verhältnis bestehen keine ver-
traglichen Beziehungen, so daß eine Haftung
aus Vertrag ausscheidet und nur deliktische
Ansprüche in Frage kommen. Da nach dem
Überflüssigwerden der IOC-/Demise-Klau-

120 Schiff & Hafen/Kommandobrücke, Heft 3/1 981, 33. Jahrgang



Kommandobrücke

sei zumindest für die Staaten, für die das In-
temationale Übereinkommen über die Be-
schränkung der Haftung der Eigentümer von
Seeschiffen gilt, der Reeder/Hauptverfrach-
ter im Verhältnis zum Unterbefrachter nicht

mehr als Verfrachter fingiert wird, ist der Un-
terverfrachter- Charterer Haftungsadressat
des Unterbefrachters.

Teil 2: Reisecharter

I. Definition

Die Reisecharter ist neben der Zeitcharter

eine Form des Raumfrachtvertrages iSd § 556
Nr. l HGB, bei welcher der Vercharterer auf
Grund eines zwischen ihm und dem Charte-

rer abgeschlossenen Chartervertrages, der
zumeist in Form einer Charterpartie gem. §
557 HGB beurkundet wird, dem Chartere! al-

temaäv einen Teil des Schiffes, das ganze
Schiff oder einen bestimmten Rdum des

Schiffes entweder für eine Reise, eine zusam-

mengesetzte Reise/kombinierte Reise, eine
Rundreise oder für eine Reihe von Reisen

(Konsekuüv-Charter) verchartert.

II. Rechtsnatur der Reisecharter

Der Seefrachtvertrag und damit auch die
Reisecharter ist eine Sonderform des Werk-

Vertrages [15], üi dem sich der Verfrachter
zur Befördening der Güter zum Bestim-
mungshafen verpflichtet. Hieran ändert sich
bei der Reisecharter auch dann nichts, wenn

dem Charterer besümmte Weisungsmöglich-
keiten hinsichtlich der Verwendung des
Schiffes (z. B. durch sogenannte Employ-
nient-Klauseln) eingeräumt werden oder
wenn er vereinbarungsgemäß die Be- und
Entladung (z. B. gem. fio-Hausel) über-
nimmt, da der Erfolg (zumindest überwie-
gend) durch den Verfrachter herbeigeführt
wird [16].

III. Reisecharter und Schiffsmiete

Es kann, zumal in beiden Fällen meistens

die gleichen Charterformulare verwendet
werden, fragüch sein, ob im Einzelfall eine
Reisecharter (Frachtvertrag) oder eine Miet-
Charter in Verbindung mit einer Dienstver-
schaffungspflicht der Besatzung vorliegt.
Man könnte dann zur Unterscheidung mit
Abraham [17] darauf abstellen, ob der Reeder
selbst den Transport für den Befrachter
durchführen wiU (dann Reisecharter) oder ob
er es dem Befrachter lediglich ermöglichen
wül, Schiff und Besatzung selbständig einzu-
setzen (dann Schiffsmiete).
Jedoch schuldet der Verfrachter auch im

letzten Fall, wenn auch nicht den unmittelba-

ren Transporterfolg, so doch die Transport-
und Betriebsunternehmerleistung, die darin
besteht, ein see- und ladungstüchüges Schiff
zu stellen, diesen Zustand aufrecht zu erhal-

ten, die im navigatorischen und technischen
Bereich Hegenden Aufgaben wahrzunehmen
[18] und die Dienstverschaffung der Besat-
zung im kommerziellen Bereich der Beförde-
rung zu besorgen [19]. Mithin liegt dann
nicht eine Schiffsmiete (so aber Abraham
[20]), sondern ein gemischter Vertrag mit den
Elementen des Werkvertrages und der Miete

vor, bei dem die werkvertraglichen Elemente
überwiegen. Insofern ist hier mit Lorenz-
Meyer [21] weder der Absorptionstfaeorie
noch der Kombinationstheorie zu folgen. Es
ist vielmehr im Analogieverfahren eine ana-
löge Anwendung der Bestimmungen des
Raumfrachtvertrages vorzuziehen (so auch
Prüssmann [22]). Daraus folgt, daß also auch
bei der „Schiffsmiete" nach Begebung eines
Konnossements an einen Dritten gem. § 663 a
HGB die zwingenden Vorschriften des § 662
HGB zur Anwendung kommen.

IV. Reisecharter und Zeitcharter

Der Unterschied zwischen diesen Charter-

formen liegt darin, daß bei der Reisecharter
die Dauer des Vertrages durch die Dauer der
Reise(n), bei der Zeitcharter durch die verein-
harte Geltungsdauer des Vertrages geregelt
wü-d. Für den Geltungsbereich des HGB, das
die Zeitcharter nur durch den Ausdruck

„Fracht nach Zeit" in den §§ 622 und 638

HGB erwähnt, ist davon auszugeben, daß
beide Charterformen einen Unterfall des

Raumfrachtvertrages darstellen [23]. In eini-
gen neueren ausländischen Gesetzen ist die
Zeitcharter dagegen als Vertrag sui generis
geregelt.

Aus vorstehendem ergibt sich, daß die
nachfolgenden Ausfühnmgen über die Rei-
secharter daher in der Regel auch für die Zeit-
Charter Anwendung finden können.

V. Reisecharter und Stückgutfrachhrertrag

Im Gegensatz zum Raumfrachtvertrag des
§ 556 Nr. l HGB ist beim Stückgutfrachtver-
trag des § 556 Nr. 2 HGB nicht das Beförde-
rungsmittel Schiff, sondern der Gegenstand
der Beförderung, d. h. die Ladung, bestim-
mend [24].

„Auch eine Bezeichnung der Ladung nach
Ladungsmenge und die Berechnung der
Fracht nach Gewicht ändert nichts an der

Tatsache, daß ein Raumfrachtvertrag vor-
liegt" [25], wenn das Schiff im ganzen zur
Verfügung gestellt wird.

In diesem Zusammenhang ist es wichtig,
daß ein Charterer, der das Schiff mit Stückgü-
tem belädt und sich zugleich als Ablader vom
Vercharterer Konnossemente ausstellen läßt,
hierdurch nicht etwa den Raumfrachtvertrag
in einen oder mehrere Stückgutfrachtverträ-
ge verivandelt. Begibt der Charterer die Kon-
nossemente dann nicht an einen Dritten, so

gut § 662 HGB gem. § 663 a HGB nicht [26].
Anders ist es dagegen, wenn der Chartere!

Unterfrachtverträge über Stückgüter ab-
schließt. Die hierbei vom Charterer ausge-
stellten Konnossemente unterliegen schon in
den Händen des Abladers der zwingenden
Haftung des § 662 HGB [27], da es sich dann
beün Unterfrachtvertrag um einen Stückgut-
frachtvertrag handelt.

Zeichnet dagegen anstatt des Charterers
der Kapitän bzw. ein anderer Vertreter des
Reeders ein Konnossement, welches den Na-

men des Verfrachters (Charterers) nicht ent-
hält, so gut gem. § 644 HGB der Reeder dem
legitimierten Konnossementsinhaber bzw.
dem Unterbefrachter gegenüber als Ver-
frachter, soweit man den Reeder gem. § 644

S. l HGB gegenüber allen Ladungsbeteüig-
ten als Verfrachter fingiert und er damit Par-
tei des Frachtvertrages wird. [28]. Dann be-
steht der Frachtvertrag zwischen Reeder
(Hauptverfrachter = Vercharterer) und dem
Unterbefrachter. Da im Verhältnis zu diesem

aber ein Stückgutfrachtvertrag vorüegt, setzt
die zwingende Haftung des § 662 HGB be-
reits mit der Ausstellung des Konnossements
em. Sie bleibt auch dann bestehen, wenn das

Konnossement später vom (Stückgut-) Unter-
befrachtet auf den Raumbefrachter (Charte-
rer) übertragen wird [29].

VI. Bedeutung des Konnossements bei Rel-
secharter und Stückgutfrachtvertrag
Gemäß § 656 I HGB ist das Konnossement

maßgeblich für das Rechtsverhältnis Ver-
frachter-Empfänger, während im Verhältnis
des Verfrachters zum Befrachter die Bestim-

mungen des Frachtvertrages maßgebü '
bleiben—§656 m HGB.

Beim Stückgutfrachtvertrag ist das Kon-
nossement in der Regel auch Beweisurkunde
für dessen Inhalt [30], da sich zumeist Inhalt
von Konnossement und Stückgutfrachtver-
trag decken [3l], so daß in diesem Falle die
zwingende Haftung gem. § 662 HGB auch
gegenüber einem als Konnossementsinhaber
legitimierten Befrachter zur Anwendung
kommt [32].

Anders beim Raumfrachtvertrag: Hier hat
das Konnossement nur die bestimmungsge-
mäße Funktion, das Rechtsverhältnis zwi-

sehen dem Verfrachter und dem Ladungs-
empfanget zu regeln — § 656 I HGB. Jedoch
kann durch sogenannte „Incorporaüon-
Clauses" wie „aU condiüons äs per CP"
(Charter Party) nach Begebung des Konnos-
sements an einen Dritten gem. § 663 a HGB
die im zwingenden Bereich des § 662 HGB
liegende Haftung des Verfrachters dem Kon-
nossementsinhaber gegenüber nicht ausge-
schlössen werden, da ansonsten der Schr*»-

des Konnossementsmhabers, den § 662 H(
bezweckt, umgangen würde.

Aus vorstehendem ergibt sich, daß das
OLG Düsseldorf [33] die Bedeutung des Kon-
nossements bei der Raumcharter verkannte.

In der Entscheidung war zwischen der Kläge-
rin als Befrachter und der Beklagten als Ver-
frachter em Reisechartervertrag geschlossen
worden. Das OLG versagte dem Verfrachter
die Berufung auf Freizeichnungsklauseln der
Charterpartie, da es meinte, aus dem Kon-
nossement ergebe sich, zwischen den Partei-
en sei kein Raumfrachtverträg, sondern ein
Stückgutvertrag geschlossen worden. Dem
stehe auch nicht entgegen, daß die Ware ei-
nen erhebüchen Teü des Schiffes in An-

Spruch genommen habe. Das OLG verkannte
jedoch, daß gem. § 656 III HGB für das Ver-
hältnis Verfrachter-Befrachter nur die Be-

Stimmungen des Frachtvertrages maßgeblich
sind, so daß aus dem Iiihalt des Konnosse-

ments diesbezüglich keine Schlüsse gezogen
werden können. Wenn es sich, wie iip. ent-
schiedenen FaU, um einen Reisecharterver-

trag handelt, greifen die zwingenden Rege-
lungen des § 662 HGB nicht ein — § 663 II Nr.
4 HGB —, so daß Freizeichnungen des Ver-
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frachters gegenüber dem Befrachter im Rah-
men der allgemeinen Schränken des BGB (§§
276 II, 138, 242) wirksam sind.

Teil 3: Voraussetzungen des Eingrei-
fens der zwingenden Verfrachterhaf-
tung gemäß §662 HGB

I. § 663 a HGB: Begebung des Konnosse-
ments an einen Dritten

Gemäß § 663 II Nr. 4 HGB erstreckt sich die
zwingende Haftung des § 662 HGB nicht auf
Charterpartien. Jedoch wird dieser Grund-
satz in dem Falle eingeschränkt, in dem bei
einem Raumfrachtvertrag ein Konnossement
ausgestellt und an einen Dritten begeben
wird: Gem. § 663 a HGB gut § 662 HGB dann
gegenüber dem Konnossements-Inhaber von
dem Zeitpunkt ab, in dem das Konnossement
an einen Dritten begeben wird.

I. § 663 HGB greift nicht ein
Auch bei Begebung des Konnossements an

emen Dritten i.S. d. § 663 a HGB greift die
zwingende Haftung des § 662 HGB in den
FäUen des § 663 I und II Nr. 1-3 HGB nicht
ein.

III. Der Räumliche Geltungsbereich des §
662 HGB greift ein — Art. 2 DVO zSFrG
l. Rechtsgrundlage der DVOzSFrG

Den räumlichen Geltungsbereich des § 662
HGB regelt Art. 2 der Durchführungsverord-
nung zum Seefrachtgesetz (DVOzSFrC) vom
5. 12. 39. Mit Übernahme des IÜK in die na-
üonale Gesetzgebung durch das Seefracht-
gesetz diente Art. 5 des SFrG als Ennächü-
gungsgmndlage zum Erlaß ergänzender
Vorschriften.

2. Wortlaut des Art. 2 DVOzSFrG

§ 662 des Handelsgesetzbuches gut nicht
l. für Konnossemente, die nicht Verschif-

fungen nach einem Hafen des Deutschen
Reiches betreffen und die weder inner-

halb des Deutschen Reichs noch inner-

halb des Gebiets eines Staates ausgestellt
sind, der dem am 25. August 1924 in Briis-
sei unterzeichneten Intemaüonalem Ab-
kommen zur Vereinheitlichung von Re-
geln über Konnossemente beigetreten ist.

2. Für Konnossemente über Verschiffungen
durch deutsche Schiffe zwischen deut-
sehen Häfen.

3. Fälle, bei denen der räumliche Geltungs-
bereich des § 662 HGB gem. DVOzSFrG
nicht eingreift:
a) Ausstellung des Konnossements beim
Transport zwischen ausländischen Häfen in
einem Nlchh?ertragsstaat des lÜK-Art. 2 Nr.
1DVO

Hier sind zwar abweichende Parteiabre-

den über die Anwendbarkeit deutschen

Rechts zulässig, jedoch sind die zwingenden
Normen des Empfangs- und Besümmungs-
hafens zu beachten [34].

b) Ausstellung des Konnossements In einem
Nlchtvertragsstaat des IÜK, der die Regeln
des IÜK übernommen hat.

Hier ist Uesecke [35] anderer Ansicht: Er
will die Nichtvertragsstaaten den Vertrags-
Staaten gleichstellen. Jedoch widerspricht
seine Auffassung insofern dem eindeutigen
WorUaut von Art. 2 Nr. l DVO und Art. X IÜK.

Für eine Gleichstellung würde sprechen,
daß das IÜK teilweise in recht unterschiedli-
eher Weise Einzug in die nationalen Gesetz-
gehangen genommen hat, und daß die naäo-
nalen Gesetze wiederum von den Gerichten

der Vertragsstaaten verschieden ausgelegt
werden, so daß es eine unangebracht formale
Betrachtungsweise sein könnte, hier streng
auf den Wortlauf von Art. 2 Nr. l DVO bzw.
Art. X IÜK abzusteUen.

Jedoch geht es hier primär um eine Er-
Streckung des deutschen Rechts, des § 662
HGB, auf ausländischen Rechtsordnungen
unterliegende Rechtsverhältnisse, so daß ei-
ne Gleichstellung abzulehnen ist [36].

c) Verschiffungen zwischen deutschen Hä-
ien durch deutsche Schiffe — Art 2 Nr. 2
DVOzSFrG

Hier sind zwar dem § 662 HGB widerspre-
chende Freizeichnungen mögüch, jedoch
sind die allgemeinen Rechtsgrundsätze zu
beachten, insbesondere die §§ 138 und 242
BGB, so daß eine Haftung trotz einer im Hin-
bück auf § 662 HGB an sich wirksamen Frei-
Zeichnung eingreifen kann. Siehe hierzu
zwei UrteUe des HansOLG Hamburg [37].

4. Beachtung der Regeln des Intematlona-
len Privatrechts (IPR) und ausländischer
zwingender Normen

In den übrigen Fällen findet § 662 HGB An-
Wendung, insbesondere bei Verschiffungen
nach emem deutschen Hafen, wobei es hier

nicht darauf ankommt, ob das Konnossement
in einem lÜK-Staat ausgestellt wurde, Art. 2
Nr. l DVOzSFrG. Soweit in diesem Fall je-
doch eine Rechtswahl nach den Grundsätzen
des IPR zulässig ist, darf kein Recht verein-
bart werden, welches geringere Anforderun-
gen als § 662 HGB stellt — Art. 30 EGBGB.

Für alle anderen Transporte ist ferner im-
mer der Gmndsatz zu beachten, daß nach

den Regeln des IPR der § 662 HGB überhaupt
Anwendung finden kann [38] und daß bei
Verschiffungen zwischen ausländischen Hä-
fen deren zwingende Nonnen vorgehen.

IV. Anwendbarkeit des § 662 HGB bei son-
stigen Schäden, die § 662 HGB nicht aus-
drücklich erwähnt

l. Verspätungsschaden
a) Verhältnis Verfrachter-Befrachter

Dem Befrachter unter einer Reisecharter
kann dadurch ein Schaden entstehen, daß

das Schiff nicht zu dem gemäß Charterpartie
vereinbarten Zeitpunkt den bestimmungsge-
mäßen Ladehafen erreicht. Mangels gesetzU-
eher Regelung — in den nur die Reisecharter
betreffenden §§ 567 bis 577 HGB wird hier-

über nichts ausgesagt — erfolgt also durch-
wegs die Bestimmung des Ladedatums in der
Charterpartie. Es wird dann ein Zeitraiun an-
gegeben, innerhalb dessen die Beladung
durchzuführen ist. Im Rahmen einer Cancel-

Ung-Clause (AnnuUierungsklausel) wird fer-

ner vereinbart, daß der Befrachter vom Ver-
trag zurücktreten kann, wenn das Schiff nicht
bis zu diesem Datum am vereinbarten Lade-
platz eingetroffen sein sollte und ladebereit
ist. Fehlt diese Klausel ausnahmsweise ein-

mal in der Charterpartie, so ergibt sich das
Rücktrittsrecht bei der Reisecharter als Werk-
vertrag aus den §§ 636, 634 BGB. Der Be-
frachter hat dann folgende Möglichkeiten:
aa) Rücktritt und Geltendmachung eines

Verzugsschadens gem. § 636 I 2 BGB.
Dieser setzt ein Verschulden des Ver-
frachters voraus [39].

bb) Aufrechterhaltung des Vertrages und
Forderung von Schadensersatz wegen
NichterfüUung gem. § 326 I BGB.

cc) Rücktritt oder Schadensersatz wegen
Nichterfüllung gem. § 325 BGB, wenn
dem Verfrachter aus von ihm zu vertre-
tenden Gründen die Bereitstellung des
Schiffes unmöglich ist und ihm auch
nicht im Wege einer Subsütuüonsklausel
die Stellung eines anderen Schiffes ge-
stattet ist — § 565 HGB.

Hiervon gem. Charterpartie abweichende
Bestimmungen, insbesondere die Vereinba-
rung einer Vertragsstrafe, sind möglich.

Bei der Ermittlung des Schadens ist insbe-
sondere zu berücksichtigen, daß dem Be-
frachter zumeist auch dadurch em Schaden
entstehen wird, daß er auf Grund des nicht
durchgeführten Transports von seinem drit-
ten Vertragspartner in Anspruch genommen
wird. Da es in den meisten FäUen an einem

Verschulden des Befrachters fehlen und auch
eine Garantiehaftung seinerseits in den sel-
tensten FäUen gegeben sein wird, ist letzüich
der Reeder Schädiger, Geschädigter der Drit-
te, der aber keinen vertraglichen Anspruch
gegen den Schädiger hat. Nach den Grund-
Sätzen der Drittschadensliquidaüon müßte
dann der Befrachter den Schaden im eigenen
Namen beim Verfrachter liquidieren. Der
Dritte könnte dann vom Befrachter Abü-e-
tuag dieses Anspmchs nach § 281 BGB ver-
langen und nach erfolgter Abtretung selbst
gegen den Verfrachter vorgehen.
Zur Frage des Eingreifens des § 662 HGB

kommt man bei dieser Fallgmppe deshalb
nicht, weü es einerseits gar nicht zu einer Be-
gebung des Konnossements i.S. d. § 663 a
HGB kommt und weil es sich bei der Ver-
pflichtung, das Schiff rechtzeitig zu steUen,
um eine Verpflichtung i.S.d. § 663 n Nr. 2
handelt. In diesem Falle kann die zwingende
Haftung gem. § 662 HOB also abbedungen
werden.

b) Verhältnis Verfrachter-Ladungsemp-
länger

Es ist jedoch möglich, daß das Schiff ver-
spätet ausläuft bzw. nicht bis zu einem be-
stimmten Zeitpunkt den Löschhafen erreicht,
und daß hierdurch dem Ladungsempfänger
ein Schaden entsteht. Bei der Reisecharter
wird zwar i.d.R. bezügüch dieser Zeitkrite-
rien kerne Vereinbarung vorüegen, jedoch
sind FäUe denkbar, bei denen es dem Em-

pfänger ersichüich auf eine ternungerechte
liefemng ankommt, z. B. bei Rohölverfrach-
tungen im Hinblick auf eine optimale Ausla-
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stung der Raffinerie. In diesem Falle käme
eine Haftung des Verfrachters gegenüber
dem Empfänger aus Verzug — § 286 BGB —
in Betracht. Hierbei ist es jedoch fraglich, ob
bei Begebung des Konnossements an einen
Dritten gem. § 663 a HGB die zwingende
Haftung des § 662 HGB eingreift, da keine
der Normen, auf den § 662 HGB verweist, den
Verzugsschaden direkt behandelt.

Während die wohl hM [40] unter Berufung
auf Art. III § 8 IÜK und dessen Wortlauf „to or
in connection with goods" die deutschen Vor-
Schriften am Wortlaut des IÜK auslegt und
die Einbeziehung des Verspätungsschadens
in die zwingende Haftung des § 662 HGB be-
jaht, differenzieren Gramm und Abraham
[4l] unter Berufung auf die zusammenfassen-
de Erklänjng des Präsidenten der das IÜK
verabschiedenden Seerechtskonferenz, daß
zwar der materielle Ladungsschaden, der auf
der verzögerlichen Ausführung des Trans-
ports beruhe, unter das IÜK falle (für das
HGB unter § 606), nicht jedoch der reine Ver-
spätungsschaden, der dem Empfänger trotz
insoweit unbeschädigt gelieferter Güter ent-
stehe.

Diese Einstellung ist meiner Ansicht nach
abzulehnen. Ursächlich für den Schaden ist
ja ein Ereignis, das in der Sphäre des Ver-
frachters liegt, das gem. Art. III § 8 IÜK im
Zusammenhang mit der Beförderung der Gü-
ter steht, indem sich deren verspätete Auslie-
ferung auf die Stellung des Empfängers aus-
wirkt. Das haftungsbegründende Ereignis
kann aber nicht ohne eine Umgehung des
Empfängerschutzes, den die Haager Regeln
bezwecken, aus deren Geltungsbereich her-
ausgenommen werden.

Folgerichtig hat. z. B. auch die neue skan-
dinavische Gesetzgebung ab 1. 4. 74 den
Verspätungsschaden in den zwingenden
Geltungsbereich der HR mit einbezogen.

2. Unrichtige
Konnossementsausstellung
Es fragt sich, ob die Freizeichnung von der

Haftung für verschuldete unrichüge Konnos-
sementsaussteUung der zwingenden Haf-
tung des § 662 HGB unterUegt. Nach heute
wohl h. M. ist das abzulehnen, da der zwin-

gende Haftungskatalog des § 662 HGB die-
sen Fall nicht regelt [42]. Es wird dann zu-
meist eine Unbekannt-Klausel in das Kon-

nossement aufgenommen, z. B. „Zahl, Maß
oder Gewicht unbekannt". Diese Klausel darf
aber nicht an verdeckter Stelle aufgenom-
men werden. Die Haftung wegen unrichtiger
KonnossRmentsaussteIlung findet auch über
§ 656 II HGB keine Anwendung auf § 662
HGB, da sie mit der Beweisvermutung des
Konnossements nichts zu tun hat. Sie setzt ja
voraus, daß die Angaben des Konnossements
bereits widerlegt sind, so daß dann für die
Beweisvermutung kein Raum mehr bleibt.

Es sind zwar auch hier die allgemeinen
Grenzen der Freizeichnung zu beachten, ins-
besondere die §§ 138 und 242 BGB. Jedoch
liegt z. B. inderUnbekannt-Klausel „Owners
not responsible for weight" kein Verstoß ge-

gen den Grundsatz von Treu und Glauben
wegen Mißbrauches der Vertragsfreiheit
[43].
3. Unerlaubte Handlung

FIier gilt § 662 HGB nicht, so daß eine Frei-
Zeichnung von unerlaubter Handlung mäg-
lich ist [44], und zwar sogar zuguiasten eines
Dritten im Rahmen allgemeiner Geschäftsbe-
dingungen [45]. Die allgemeinen Grenzen
der Freizeichnung, insbes. gem. §§ 138, 242
BGB, sindjedoch auch hier stets zu beachten.

4. Fällt die Haftung gem. § 2^8 BGB für Er-
füllungsgehUfen des Verfrachters, die we-
der zu seinen Leuten noch zur Schiffsbesat-
zung zählen, unter den zwingenden Haf-
tungsrahmen des § 662 HGB

Zu dem Kreis von Erfüllungsgehilfen des
Verfrachters, für die er nicht gern; § 607 I
HGB haftet, da sie insofern weder seine Leute
sind noch zur Schiffsbesatzung gehören, zäh-
len vor allem selbständige Erfüllungsgehil-
fen wie im Falle einer Unterverfrachtung der
Hauptverfrachter, ferner die Kaianstalt und
selbständige Stauereiunternehmen. Es ist
nun fragüch, ob der Verfrachter sich für das
Verschulden dieser Erfüllungsgehilfen, für
die er gem. § 278 BGB einzustehen hat, wirk-
sam freizeichnen kann oder ob dem § 662
HGB entgegensteht, denn § 662 HGB führt
den § 278 BGB nicht auf.

Die Freizeichnungsmöglichkeit wird von
Prüssman und Uesecke [46] bejaht, Abraham
befürwortet zumindest eine sinngemäße An-
wendung des § 662 HGB auf § 278 BGB, da
eine andere Auslegung den Grundgedanken
der HR widersprechen würde [47]. Jedoch
steht einer weiten Auslegung der klar umris-
sene Katalog von Ausnahmebestimmungen
des § 662 HGB entgegen [48]. Auch eine Zu-
hilfenahme des Wortlauts des IÜK, insbes.
des Art. III § 8 kann zu keinem anderen Er-
gebnis führen, da dieser präzise formuliert,
daß nur die enumerativ in den anderen Para-
graphen des Art. III IÜK aufgeführten Pflicht-
Verletzungen des Verfrachters seine Haftung
unabdingbar machen.

Man könnte jedoch im Wege eines Analo-
gieschlusses zu einer analogen Anwendung
des § 278 BGB auf § 662 HGB kommen. In
diesem Falle müßte der nicht geregelte Fall-
typus (§ 2^8 BGB) mit dem geregelten Fallty-
pus (die in § 662 HGB aufgeführten Bestim-
mungen) diejenigen Merkmale gemeinsam
haben, an die sich die Rechtsfolge (zwingen-
de Haftung) büligerweise anknüpft [49].
WoUny [50] entnimmt dem § 662 HGB den

Obersatz, daß es dem Verfrachter verwehrt
sei, sich von semen vertraglichen Pfüchten
der Stellung eines see- und ladungstüchtigen
Schiffes und der Ladungsfürsorge zu befrei-
en. Dieser Obersatz decke auch die nicht aus-
drücklich von § 662 HGB erfaßten Fälle, in
denen nicht § 60^ I HGB, sondern § 2^8 BGB
zur Anwendung komme (Verschulden aUer
Gehilfen im Rahmen des § 559 HGB sowie
der selbständigen Gehilfen im Rahmen des §
606 HOB).

§ 2^8 BGB ordnet das Verschulden des Ge-
hüfen der Risikosphäre des Geschäftsherrn
zu: Der Gläubiger soll sich nicht schlechter

steUen, wenn sich der Schuldner (Verfrach-
ter) zur Erfüllung seiner Verbindlichkeiten
einer Hilf sperson bedient [51]. Dieser Grund-
satz ist jedoch unter Beachtung des Schutz-
Zweckes der Haager Regeln gleichfaUs der
zwingenden Regelung der §§ 607 I, 660 HGB
zu entnehmen, so daß billigerweise eine ana-
löge Anwendung des § 2^8 BGB im vorste-
hend zitierten Sinne zu bejahen ist.

Teil 4. Die Bedeutung des § 663 a HGB

I. Einführung in die Problematik

§ 663 a HGB regelt, daß die zwingende
Haftung des Verfrachters gem. § 662 HOB
auch dann eingreifen soll, wenn bei einem
Raumfrachtvertrag, bei dem § 662 HGB gem.
§ 663II Nr. 4 HGB aasich nicht anzuwenden

ist, ein Konnossement ausgestellt und an ei-
nen Dritten begeben wird. Dann sind Fr '
Zeichnungen nur noch nach Maßgabe de.
663 I, II Nr. l bis 3 und Art. 2 DVOzSFrG au-
ßerhalb des räumlichen Geltungsbereichs
des § 662 HGB möglich.

Es ergeben sich insbesondere die Fragen,
unter welchen Voraussetzungen eine Bege-
bung des Konnossements an einen Dritten
nicht vorliegt und ob der Begebung des Kon-
nossements rückwirkende Kraft beizumes-
sen ist.

II. Das IÜK und seine Einarbeitung in die
nationale Gesetzgebung
Das Internationale Abkommen zur einheit-

lichen Feststellung von Regeln über Konnos-
sementevom25. 8. 24 (IÜK) beruht auf einem
im Endergebnis leicht modifizierten Entwurf
der International Law Assodation, der 1921
in Haag fertiggesteUt wurde. Die Regeln des
IÜK werden deshalb auch durchwegs als
Haagei Regeln (HR) bezeichnet.

Nachdem sich in der Vergangenheit die
Verfrachter auf Grund ihrer wü-tschafflich "
Machtstellung weitgehend von der Haftu.
für Verschulden freigezeichnet hatten, so daß
englische Juristen leicht ironisch bemerkten,
die einzige Verpflichtung des Verfrachters
bestehe in der Entgegennahme der Frachtra-
te [52], und Einschränkungen der Freizeich-
nungsmöglichkeiten nur durch nationale Ge-
setze (z. B. den Harter Act der USA) und ein-
zelne in ihrer inhaltlichen Gestaltung von der
jeweiligen wirtschafüichen Machtposition
der beteüigten Verbände abhängige Formu-
larverträge erfolgten, gelang es mit dem IÜK,
die Haftung des Verfrachters auf eine inter-
national einheitliche Grundlage zu stellen.
So wies Wüstendorfer in seinem 1928 ver-

öffenüichten Gutachten über die Verschlech-
terung der Rechtslage der Reeder durch die
Haager Regeln [53] auf die im Einzelfall ein-
tretenden Verschlechterungen in der Ree-
der- bzw. Verfrachterhaftung hin. Jedoch
kam er 1950 .nach Beurteilung der tatsächli-
chen Situation seit dem üikrafttreten der HR
für Deutschland zu dem Ergebnis, daß die HR
letztlich wohl doch einen wohlerwogenen
Kompromiß zwischen Reeder- und Verlader-
Interessen bewirkt hätten [54], zumal er den
Verfrachter in der bei ihm erfreulich oft vor-

Schiff & Hafen/Kommandobrücke, Heft 3/1 981, 33. Jahrgang 123



Kommandobrücke

zufindenden blumenreichen Ausdruckswei-

se als einen „verzogenen Günsüing des Ge-
setzgebers" betrachtete (55).

Es sei ihm jedoch zugestanden, daß er mit
seinen 1928 zum Ausdruck gebrachten Be-
fürchtungen, daß die Gefahr einer unter-
schiedlichen Auslegung der HR durch die
Gerichte der einzelnen Mitgliedsstaaten un-
verkennbar groß sei [56], letztlich leider recht
behielt. Jedoch ist dies ein allen internationa-

len Vertragswerken anhaftender Nachteü,
der wegen des überwiegenden Vorteils einer
zumindest im groben Rahmen bestehenden
RechtsvereinheiÜichung und Rechtssicher-
heit jeweils in Kauf genommen werden muß.
So stellte daher auch Liesecke in seiner Beur-

teüung der Ladungsschäden m der neueren
internaüonalen Rechtsprechung 1965 leicht
resignierend fest, daß die unterschiedliche
Auslegung durch die Gerichte verschiedener
Staaten mangels eines — utopischen — inter-
laüonalen Gerichtshofs für Seesachen, er-

iialten bleiben wird [57].

Es war den Vertragsstaaten des IÜK freige-
stellt, die Regeln entweder in ihre nationale
Gesetzgebung einzuarbeiten oder ihnen
durch ein Einzelgesetz Wirksamkeit zu ver-
leihen. Den ersten Weg ging Deutschland:
Durch das SFrG vom 10. 08. 37 wurden die

Bestimmungen des HGB dem IÜK angepaßt,
während z. B. Großbritannien und die USA

mit dem Carriage of Goods by Sea-Act
(COGSA) Einzelgesetze verabschiedeten.

III. Begebung des Konnossements
an einen Dritten

I. Problematik

Gemäß § 663 a HGB ist für die Herbeifüh-

rung der zwingenden Haftung des § 662 HGB
beim Raumfrachtvertrag erforderlich, daß
das Konnossement an einen Dritten begeben
wird. Hierbei ist es jedoch möglich, daß Be-
frachter bzw. Ablader und Dritter identisch

sind, so daß damit letztüch eine Begebung an
sie selbst und nicht an einen Dritten vorhegt.
} 662 HGB greift dann bei der Raumcharter
über § 663 a nicht ein: Der Befrachter bzw.

Ablader als Empfänger muß die § 662 HGB
entgegenstehenden Bestimmungen des
Frachtvertrages gegen sich gelten lassen.
Nachfolgend werden die einzekien MögUch-
keiten erörtert:

2. Nichtbegebung des Konnossements
a) Regelung in § 663 a HGB

Der Wortlaut des § 663 a HGB ist eindeutig:
Er verlangt die Begebung des Konnosse-
ments an einen Dritten. Verbleibt das Kon-

nossement dagegen in den Händen des Abla-
ders oder Befrachters, so liegt eine Begebung
des Konnossementes nicht vor, so daß die

zwingende Haftung des § 662 HGB nicht ein-
greift.

b) Regelung in Art. l b lÜK/brit. COGSA
Hier heißt es: „ ... from the moment at which

such biU of lading or similar document of title
regulates the relaüons between a carrier and
the holder of the same" (B/L, der Verf.), so
daß auch hiernach eine Begebung des Kon-
nossements erforderlich ist, um die zwingen-
de Haftung eingreifen zu lassen [58].

3. Befrachter oder Vertreter des Befrachters
als Konnossementsinhaber

In diesem Fall liegt eine Begebung des
Konnossements an einen Dritten nicht vor

und der Befrachter kann sich nicht aus dem

Konnossement auf § 662 HGB berufen, denn

§ 656 III HGB regelt, daß im Verhältnis Ver-
frachter-Befrachter auch dann, wenn ein

Konnossement ausgestellt wurde, die Be-
Stimmungen der Charterparüe maßgeblich
bleiben. Das Konnossement wird dem Abla-

der ausgestellt. Nun ist es möglich, daß der
Befrachter zugleich als Ablader auftritt
(Prüssman bezeichnet ihn dann als Ablader)
oder durch einen Dritten, den Ablader (nach
der Terminologie von Prüssman: Drittabla-
der) die Güter anüefem läßt. Es macht nun
keinen Unterschied, ob der Befrachter als Be-

frachter/Ablader das Konnossement selbst

vom Verfrachter oder aber vom Ablader

(Drittablader) erhält, denn bei der zweiten
Alternative scheidet die Begebung an einen
Dritten deshalb aus, weil der Ablader als Ver-

treter des Befrachters handelt. Im Verhältnis
Verfrachter-Befrachter bleiben also die Be-

Stimmungen des Raumfrachtvertrages maß-
geblich.
Anders ist es bemi Stückgutfrachtvertrag,

bei dem der Konnossementsschutz der Haa-

ger Regeln auch gegenüber dem Stückgut-
befrachter eingreift [59], denn der Schutz des
§ 662 HGB kommt nur dem Chartere! als

Konnossementsinhaber nicht zugute [60]
§§ 663 II Nr. 4, 663 a HGB. Das erklärt sich
daraus, daß der Raumbefrachter i. d. R. eine

weitaus stärkere Stellung als der Stückgutbe-
frachter hat, so daß er nicht im gleichen Maß
als schutzwürdig betrachtet und daher im
IÜK vom Schutz des Konnossementsinhabers

ausgeklammert wurde.

Beim Raumfrachtvertrag ist es auch uner-
heblich, ob der Befrachter selbst Konnosse-

mentsinhaber bzw. Empfänger ist (z. B. bei
einer Zweigniederlassung im Ausland) oder
ob ein Dritter als Vertreter des Befrachters im

Bestimmungshafen auftritt, z. B. als Emp-
fangsspediteur oder Kommissionär [61]. Ge-
rade in diesen Fällen, wo der Vertreter nur im
Außenverhältnis die Rechte aus dem Konnos-

sement im eigenen Namen geltend macht,
während er aber im Innenverhältnis für Rech-

nung des Befrachters tätig wird, Hegt eine tat-
sachliche Begebung des Konnossements an
einen Dritten nicht vor [62], denn der Ver-
frachter würde ansonsten unter Umgehung
der §§ 663 II Nr. 4, 663 aund 656 III HGB nach
dem Konnossement gem. § 662 HEG oft
strenger haften als wie es in der Charterparüe
vereinbart wurde. Zudem ist offensichtüch,

daß er auch der Mißbrauchsmöglichkeit aus-
gesetzt sein würde.

4. Ablader oder Vertreter des Abladers als

Konnossementsinhaber und Empfänger

Auch hier liegt eine Begebung des Konnos-
sements an einen Dritten i. S. d. § 663 a HGB
nicht vor und der Ablader muß dem § 662
HGB entgegenstehende Haftungsfreizeich-
nungen der Charterpartie gegen sich gelten
lassen.

Darüber hinaus muß er sich gegenüber sei-
nern Anspruch aus dem Konnossement Ein-

Wendungen des Verfrachters aus seiner Ei-
genschaft als Ablader entgegenhalten lassen
[63], z. B. dann, wenn er als Ablader seine
Zustimmung zur Decksverladung gegeben
hat (§ 566 HGB) und wenn dieses nicht in das
Konnossement aufgenommen wurde. Das
wird dogmatisch damit begründet, daß es
sich insofern um persönliche Einwendungen
des Verfrachters handele [64], was sich schon
aus § 364 U HGB ergebe [65]. Dagegen muß
er sich Einwendungen, die in der Person des
von ihm verschiedenen Befrachters entstan-

den sind, nicht entgegenhalten lassen [661.
5. Sücklndossierung des Konnossements an
den Befrachter

Es könnte fraglich sein, ob die zwingende
Haftung des § 662 HGB über § 663 a HGB
dann eingreift, wenn der Befrachter das Kon-
nossement an einen Dritten indossiert, dieser

es aber später an den Befrachter zurückin-
dossiert. In diesem Fall hätte der Befrachter

das Konnossement ja an einen Dritten i. S. d.
§ 663 a HGB begeben. Jedoch bleibt es auch
in diesem Fall bei der Regelung des § 656 III
HGB [67], da im Endergebnis eine Begebung
des Konnossements an einen Dritten nicht

vorUegt und § 663 d HGB nur den Schutz des
dritten Konnossementsinhabers bewirken

wm [68]. Zudem würde ansonsten auch hier
die Gefahr eines Mißbrauchs des Schutzge-
dankens von § 663 a HGB gefördert: Ange-
nommen, der Verfrachter hat sich gem. CP
von der Haftung für Schäden i. S. d. § 606
HGB freigezeichnet und diese Freizeichnimg
verstößt auch nicht gegen die Grundsätze der
§§ 276 II, 138, 242 BGB, ist somit wirksam.
Nachdem das Schiff ausgelaufen ist, entsteht
ein unter die Freizeichnung fallender Scha-
den. Der Befrachter, der die Güter im Besäm-

mungshafen selbst empfangen woUte, üidos-
siert an einen Dritten und läßt sobald, wie mit

diesem abgesprochen, rückindossieren.
Oder: Er indossiert an einen Kommissionär

oder Empfangsspediteur, welche die Güter
letzüich für üin m Empfang nehmen sollen.
Würde man m diesen Fällen die Begebiing
des Konnossements an einen Dritten i. S. d. §
663 a anerkennen, so wäre für das Verhältnis

Verfrachter — Befrachter (Kommissionär,
Empfangsspediteur) der Inhalt des Konnos-
sements maßgebUch — § 656 I HGB. Enthält
dieses eine Incorporation-Clause und nimmt
insofern auf die Freizeichnung der CP hin-
sichüich § 606 HGB bezug, so wäre diese we-
gen § 662 unwirksam. Der Verfrachter würde
also zwingend haften. Er wäre zwar in der
Lage, sich gegenüber dem Befrachter mit der
Behauptung zu wehren, dessen Berufung auf
§ 662 HGB wäre rechtsmißbräuchlich, da sie
unvereinbar mit dem Grundsatz von Treu

und Glauben sei, jedoch müßte er im Rahmen
der ihm zufallenden Beweislast das einver-

nehmliche Zusammenwirken zwischen Be-

frachter und Drittem beweisen, was in der
Praxis auf erhebliche Schwierigkeiten stoßen
dürfte.

6. Standpunkt ausländischer Rechtspre-
chung und Literatur
a) Englische Literatur

Scrutton [69] vertritt den Standpunkt, daß
sowohl im Falle der Begebung eines Na-
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menskonnossements als auch eines Order-

konnossements durch den Befrachter/Char-
terer und dessen anschließendem Rückkauf

keine Begebung des Konnossements i. S. d.
Art. l b COGSA vorliege.

b) Englische Kechtsprechung

Auch die englische Rechtsprechung [70]
scheint nunmehr gnmdsätzüch so zu ent-
scheiden, daß im Falle einer Rückindossie-
rung an den Befrachter/Charterer für dessen
Verhältnis zum Verfrachter allein der Inhalt

der CP maßgeblich sei, so daß insofern kerne
Unterschiede mehr zu der Regelung des §656
III HGB bestehen. So weist Trappe [71] dar-
aiif hin, daß die frühere Meinung der engli-
sehen Rechtslehre, die dies zwar grundsätz-
lich bejahte, jedoch im Falle der Aussteüung
eines Konnossements an den Ablader und

anschließender Indossierung an den Charte-
rer für dessen Verhältnis zum Verfrachter
den Inhalt des Konnossements für niaßgeb-
lich erachtete, von der Rechtsprechung nicht
mehr anerkannt werde: Maßgeblich für das
Verhältnis Verfrachter— Befrachter/Charte-

rer sei allein die CP, denn es mache keinen

Unterschied, ob der Befrachter/Ablader das

Konnossement direkt selbst erhalte oder, so-

weit er nicht zugleich Ablader sei, durch den
Ablader.

Pflüger [72] will die Entscheidung jedoch
so verstehen, daß sie nur für den Fall gelte,
bei dem zwischen CP und Konnossement in-

haltliche Übereinstinamung bestehe, da der
Richter selbst zum Ausdmck brachte, er

brauche sich im konkreten Fall nicht mit den

schwierigen Überlegungen beschäftigen, die
sich im Falle eines Widerspruchs zwischen
CP und Konnossement ergeben würden. Im
konkreten Fall war zwar ersichüich eine Ab-
weichung zwischen CP und Konnossement
vorhanden, jedoch hatte sich der Anwalt des
Befrachters nicht hierauf berufen, so daß es
dem Richter nach englischen Verfahrens-
gnmdsätzen verwehrt war, hierzu Stellung
zu nehmen.

Jedoch wurde vom englischen Court ofAp-
peal das vorstehende Urteü bestätigt, wobei
eine Entscheidung des Hause of Lords in Sa-
chen Love and Steward gegen Rowtor Steam-
ship Co. Ltd. von 1916 im Mittelpunkt des
Verfahrens stand: Das Gericht entschied, daß
es für das Verhältnis Verfrachter — Befrach-
ter auch dann, wenn der Befrachter das Kon-

nossement aus der Hand des Abladers erhält,

unabhängig von einer Übereinstimmung
zwischen dem Konnossement und der CP
ausschließlich auf den Inhalt der CP ankom-

me [73].

c) Belgische Rechtsprechung

Im gleichen Sinne entscheidet auch die
belgische Rechtsprechung, wonach der Kon-
nossementsinhaber, der gleichzeitig Be-
frachter ist, sich die Klauseln des Frachtver-
träges entgegenhalten lassen muß. Dies gelte
auch dann, wenn nachgewiesen ist, daß der
dritte Konnossementsinhaber nur ein Beauf-
tragter des Befrachters sei, so daß der Ver-
frachter ihm gegenüber die im Frachtvertrag
vereinbarten Freizeichnungsklauseln vor-
bringen kann [74].

FV. Ist der Begebung des Konnossements an
einen Dritten gem. § 663 a HGB Rückwir-
kung beizumessen?

l. Problematik

Es fragt sich, ob § 662 HGB gem. § 663 a
HGB erst mit ex nunc-Wirkung bei Begebung
des Konnossements an einen Dritten gut lind
ob demzufolge für den Zeitraum vor der Be-
gebung des Konnossements Freizeichnun-
gen des Verfrachters ohne Beachtung des
zwingenden Haftungsrahmens des § 662
HGB dem Konnosseinentsinhaber gegen-
über wirksam sind oder aber ob mit Bege-
bang des Konnossements die zwingende
Haftung des § 662 HGB ex tunc-Wirkung hat
und somit auf den Zeitpunkt der Übernahme
der Güter durch den Verfrachter zurück-

wirkt.

Kann sich also der Verfrachter für einen
Schaden, der nach Übernahme der Güter,
aber vor der Begebung des Konnossements
an einen Dritten erfolgt, wirksam freizeich-
nen, ohne daß die zwingende Haftung des §
662 HG B eingreift?

2) Ergebnis: Die Rückwirkung ist zu be-
jähen

Sowohl der Worüaut des § 663 a HGB
(„ ... so gut § 662 von dem Zeitpunkt ab, in dem
das Konnossement an einen Dritten begeben
wü-d") als auch die amtUche Begründung zu §
663 aHGB [75] („Begibt jedoch der Charterer
das Konnossement an eine dritte Person, so
unterliegt es von diesem Zeitpunkt ab
den zwingenden Vorschriften des Gesetzes.
Diesen widersprechenden Vertragsabreden
werden in diesem Zeitpunkt unwirk-
sam") sprechen gegen eine Rückwirkung der
Konnossementsbegebung. Andererseits er-
gibt sich bei einer am Schutzzweck des § 662
HGB orientierten Auslegung, daß dem Kon-
nossementsinhaber m Widersprach zum
Schutzzweck der Haager Regeln der von die-
sen beabsichtigte Schutz genommen würde,
wollte man die Rückwirkung verneinen: Ins-
besondere bei den Verfrachterpflichten, vor
Beginn der Reise ein seetüchtiges Schiff zu
steUen (§ 559 HGB) und die Ladimg ordent-
lich zu laden und zu stauen (§ 606 HGB), han-
delt es sich um Pflichten, die nur vor der Be-

gebung des Konnossements erfüllt werden
können. Auch würde es zu einer mit dem

Schutzzweck der Haager Regeln nicht zu
vereinbdrenden Erschwerung der Beweissi-
tuation des Konnossementsinhabers führen,
wenn der Haftungszeitraum des § 606 S. 2
HGB in einen die zwingende Haftung aus-
schließenden Zeitraum vor und den eine
zwingende Haftung herbeiführenden Zeit-
räum nach der Begebung des Konnosse-
ments unterteilt würde. Auch müßte bei einer
Verneinung der Rückwirkung die Vermu-
tung des § 656 U HGB, daß die Güter so über-
nommen wurden, wie sie im Konnossement

beschrieben wurden, wegfallen. Das Kon-
nossement wäre im Augenblick seiner Bege-
bang ungeeignet, etwas über die Güter i. S.
des § 643 Nr. 8 HGB auszusagen [76] und
würde damit seine Bedeutung als Wertpapier
verlieren [77]. Soweit das OLG Hamburg ei-
ner im Raumfrachtvertrag vereinbarten Haf-

tungsbeschränkung die Bedeutung beimißt,
daß sie im Falle eines Verstoßes gegen den

zwingenden Haftungsrahmen des § 662 HGB
mit der Begebung des Konnossements an ei-
nen Dritten i. S. des § 663 a HGB ihre Wirk-
samkeit verliere und somit für nach diesem

Zeitpunkt entstandene Schäden nicht ein-
greife, bis zur Begebung des Konnossements
jedoch ihre Wirksamkeit behalte [78], ver-
kennt es die Bedeutung des § 656 HGB: Gem.
§ 656 III HGB bleiben im Verhältnis Verfrach-

ter - Befrachter die Bestimmungen des
Frachtvertrages (der Charter-Partie) maß-
geblich. Die Begebung des Konnossements
wirkt sich nicht auf das Verhältnis Verfrach-

ter - Befrachter aus. Gem. § 6561 HGB ist das

Konnossement maßgebend für das Verhält-
nis Verfrachter - Empfänger.

Soweit in der Literatur die Ansicht vertre-

ten wird, Scrutton [79] hege Zweifel, ob im
Rahmen des Art. l b lÜK/brit. COGSA eine
Rückwirkung zu bejahen sei, so ist dem ent-
gegenzuhalten, daß der Äußerung Scruttons
auf Seite 418 „on the whole we prefer the
view that,... relate back to the beginnmg of
the carriage of the goods " keine Zweifel, son-
dem eher eine Tendenz zur Rückwirkung zu
entnehmen ist. Eindeutig vertritt Scrutton
dann auf S. 412 die Auffassung, es sei em un-
haltbares Ergebnis, wenn das Recht des Kon-
nossementsinhabers gegen den Verfrachter
sich genau nach dem Zeitpunkt der Konnos-
sementsbegebung bestimmen würde. Die
von Gramm [80] erwähnten und von Gehlsen
[81] und Abraham [82] als existent bezeich-
neten Zweifel Scruttons dürften vielmehr nur

bis zur 13. Auflage bestanden haben, in wel-
eher Scrutton schrieb „, . . it is doubtful, whet-

her the tndorsee of the biU of lading wül have
the advantage of the Rules, the loss having
occured before the Rules apply. "

HinsichtUch der Rückwirkungsproblema-
tik steUen die Hamburg-Rules eindeuüg klar,
daß der Begebung des Konnossements m §
663 a HGB bzw. Art. l b IÜK/COGSA eine
rückwirkende Wirkung beizumessen ist. Art.
2 III der Hamburg-Rules lautet: The provi-
sions of this Convention are not applicable to
charter-parties. However, where a bill of la-
ding is issued pursuant to a charter-party, the
provisions of the Convenüon apply to such a
bm of lading if it govems the relations be-
tween the camer and the holder of the bül of
lading, not being the charterer.

Eine umfassendere Darstellung des Mei-
nungsstandes zur Rückwirkungsproblematik
ist im übrigen meinem 1979 erschienenen
Aufsatz in der Zeitschrift Versichenmgsrecht
zu entnehmen [83].

3. Rückgriff des Verfrachters
Da der Raumfrachtvertrag der zwingenden

Haftung des § 662 HGB nicht unterliegt, ist es
mögüch, daß er nach § 662 HGB unzulässige
Klauseln enthält und dennoch, soweit einzel-
ne Klauseln nicht gegen allgemeine Rechts-
grundsätze verstoßen, voll wirksam ist. Da für
das Rechtsverhältnis Verfrachter-Empfänger
gem. § 656 I HGB das Konnossement ent-
scheidend ist upd hierbei die Möglichkeit be-
steht, daß bei Begebung des Konnossements
an einen Dritten i. S. d. § 663 a rückwirkend
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auf den Zeitpunkt der. Übernahme der La-
düng § 662 HGB eingreift, kann der Ver-
frachter bei Inanspruchnahme durch den
Empfänger strenger haften, als wie es die Be-
Stimmungen der CP vorsehen.

Dies wäre unbillig. So entschied schon das
RG im Jahre 1911, also vor Verabschiedung
des IÜK. daß der Charterer, der den Reeder in

größere Verpflichtaingen verwickelt, als wie
die CP sie vorsieht, letzterem hierfür Ersatz

zu leisten hat, da dies der Sinn der Freizeich-

nung in der Charter sei. Unabhängig von ei-
nern Verschulden des Charterers trete hier

eine Garantiehaftung ein [84].

Wenn auch der Verfrachter den unter Um-

ständen größeren Haftungsumfang durch die
Ausstellung des Konnossements herbeiführt,
so ist er doch gem. § 642 HGB auf Verlangen
des Abladers verpflichtet, diesem ein Kon-
nossement auszustellen, so daß er durchaus

gegen seinen Willen in einem über die Be-
Stimmungen der CP hinausgehenden Maße
in Verpflichtungen gegenüber Dritten ver-
wickelt werden kann [85].

Auch der BGH [86] hat die Entscheidung
des RG grundsätzlich bestätigt, wobei er es
jedoch offen Ueß, ob die Annahme des RG,
die CP enthalte insofern notwendig ein Ga-
ranüe versprechen, immer zutreffe. Hiernach
bedarf es keiner besonderen Vereinbarung
des Rückgriffs, z. B. durch eine sog. Indemni-
ty-CIause in der CP [87], jedoch ist eine der-
arüge Rückgriffsklausel mit Hinblick auf die
diesbezüglich unsichere Rechtslage im an-
glo-amerikanischen Rechtskreis zu empfeh-
len [88].
Zu den gebräuchlichsten Reisecharter-For-

mularen gehören die von der BIMCO emp-
foMene GENCON-CP [89] sowie der AUge-

meine Einheits-Frachtvertrag DEUTGEN-
CON-CP auf der Basis der Gencon-Charter

[90], Klausel 9 n. F. (12 a. F. ) GENCON-CP
bzw. Klausel 9 DEUTGENCON-CP:

„Der Kapitän hat die Konnossemente mit
der Frachtrate zu zeichnen, wie sie ihm vor-

gelegt werden ohne Präjudiz für diesen
Frachtvertrag. Sollte die Konnossements-
fracht weniger betragen als die Gesamt-
fracht, so ist der Unterschied bei Zeichnung
der Konnossemente in bar an den Kapitän zu
zahlen".

Die Klausel ist insofern interessant, weü die

vom RG vertretene und vom BGH übernom-

mene Auffassung (s. Fußnoten 84 und 86)
auch in dem FaU bestätigt wird, in dem das
HGB und damit deutsches Recht nicht zur

Anwendung kommen, etwa. bei wirksam ver-
einbartem ausländischen Gerichtsstand. Ihr
Wortlaut besagt zwar direkt nur, daß im Ver-
hältnis Verfrachter—Befrachter, soweit es um

die Höhe der Frachtrate geht, allein der In-
halt der CP maßgeblich ist und nicht der des
Konnossements, gleicht also in etwa § 656 III
HGB. Jedoch kommt man im Wege einer er-
weiterten Auslegung der Klausel bezüglich
der Haftung des Verfrachters gegenüber
dem Dritten zu dem Ergebnis, daß die Bedtn-
gungen der CP denjenigen des auf Grund des
Frachtvertrages ausgesteüten Konnosse-
ments vorzugehen habe [91].

Der Grundgedanke der Klausel ist ja der,
den Verfrachter bei Abweichungen zwischen
CP und Konnossement nicht schlechter zu

stellen. Insofern macht es nur einen graduel-
len Unterschied, ob es um eine Schlechter-

Stellung durch geringere Frachtraten oder
um eine solche durch erhöhte Inanspruch-
nähme durch den Konossementsinhaber
geht.

Schluß folgt in Heft 4/81

Einheitliche Standards

für die Schiffssicherheitsausrüstung

Auf Initiative der Bundesrepublik Deutsch-
land sollen künftig auf europäischer Ebene
die technischen Anforderungen an die Si-
cherheitsausrüstung der Seeschiffe verein-
heitlicht und gegenseitig anerkannt werden.
Zu diesem Thema fand auf Einladung des
Bundesverkehrsministeriums - Abteilung
Seeverkehr - vom 03. - 05. Februar 1981 in

Hamburg eine Tagung statt, an der Vertreter
von 7 europäischen Schiffahrtsnationen so-
wie des Rdtes und der Kommission der Euro-

päischen Gemeinschaften teilnahmen,

Der Vorschlag der Bundesrepublik
Deutschland dient dem Ziel, durch Festle-
gung einheitlicher technischer Anforderun-
gen und Testverfahren für Geräte der Schiffs-
sicherheitsausrüstung (z. B. nautische Gerä-
te, Rettungsmittel u. a. ) einen anerkannten
hohen Sicherheitsstandard zu erreichen. Auf

dieser Gmndlage wird eine gegenseitige An-
erkennung der Zulassung von Gegenständen
der Schiffssicherheitsausrüstung angestrebt.

Ein Erfolg dieser Bestrebungen würde so-
wohl die Sicherheit des Seeverkehrs weiter

erhöhen als auch den erheblichen Verwal-

tungsaufwand vermindern, der sich gegen-
wärüg aus der einzelstaatlichen Zulassung
der Gegenstände ergibt. Darüber hinaus
trägt der Vorschlag dazu bei, künftig beim
Ankauf von Schiffen Kosten einzusparen,
weü nicht mehr — wie bisher — bestimmte

Gegenstände der Schiffssicherheitsausrü-
stung aufgrund abweichender Sicherheits-
anforderungen des künftigen Flaggenstaates
ausgetauscht werden müssen.

Es wurde beschlossen, mehrere parallel ar-
beitende Expertengruppen einzusetzen, die
bis Ende 1982 fürbestimmte Geräte einheitli-

ehe Sicherheitsanforderungen aufzustellen
haben. Im Anschluß daran wird in einer wei-

teren Tagung das formale Verfahren für die
gegenseitige Anerkennung der Geräte
festgelegt.

LEHRGÄNGE

Fachhochschule Hamburg,
Fachbereich Seefahrt
Der Fachbereich Seefahrt der Fachhoch-

schule Hamburg hat für das SS 1981 folgende
Kontakts eminare vorgesehen:

l. Radamavigation
und Kollisionsschutz 23. 03. - 27. 03. 81

18. 05. - 22. 05. 81
06. 07. - 10. 07. 81

2. Taschenrechner

inderBordpraxis 30. 03. - 03. 04. 81
3. Datenverarbeitung

in der Seeschiffahrt 06. 04. - 10. 04. 81
4. Einführung in moderne

Navigationsverfahren 04. 05. - 08. 05. 81
22. 06. - 26. 06. 81

5. Reise- und

Zeitcharterverträge 11. 05. - 15. 05. 81
6. Seeverkehrs-

betriebslehre 01. 06. - 05. 06. 81

7. Gefährliche

Stückgutladungen 29. 06. - 03. 07 81
8. IMCO-Seminar

öltanker I
(Grundkurs) 13. 07. - 17. 07. 81

9. IMCO-Seminar
Chemikalientanker I

(Grundkurs) 14. 09. - 18. 09. 81

Fachhochschule Oldenburg,
Fachbereich Seefahrt
Beginn AG-Lehrgänge:
Sommer-Semester 1981 02. 03. 1981
Winter-Semester 1981/82 21. 09. 1981

Beginn AM/AG-Durchstieg:
Sommer-Semesterl981 02. 03. 1981
Winter-Semester 1981/82 21. 09. 1981

Grundlehrgang A Fachkräfte für Arbeltssi-
cherheit:
Sommer-Semester 1981:

09. 06. — 19. 06. 1981
Winter-Semester 1981/82

30. 11. — 11. 12. 1981

Grundlehrgang B Fachkräfte für Arbeitssi-
cherheit:
Sommer-Semester 1981;

30. 03.—10. 04. 1981
Winter-Semester 1981/82:

05. 10.—16. 10. 1981

Der Grundlehrgang B kann nur von Teil-
nehmern besucht werden, die auch den

Grundlehrgdngsschein A besitzen.
Kontaktstudium:

Sommer-Semester 1981

04. 05. — 15. 05. 1981
Winter-Semester 1981/82

09. 11.—20. 11. 1981

Der Fachbereich Seefahrt bietet folgende
Kontakts eminare an;
l. Schiffsbetriebswirtschafüiches yemmar:

2. Verhalten bei Seenotfällen
3. Kontaktseminar-Meteorologie
4. EDV
Anmeldungen sind zu richten an: Sekreta-

riatFachhochschule Oldenburg, Fachbereich
Seefahrt in Elsfleth, Weserstraße 52,
Postfach 260, 2887 Elsfleth, Telefon 04404 /
2227.
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Die Haftung des Verfrachters bei der Reise-
Charter unter besonderer Berücksichti-

gung des § 663 a HGBund der Grenzen
zulässiger Freizeichnung.

Jens Paulsen*)

Fortsetzung von Heft 3/81

Kommandobrücke

Teil 5; Grenzen der Freizeichnung
des Verfrachters bei der Reisecharter

I. Definition der Freizeichnung

Unter Freizeichnung des Verfrachters ist
jede vertragliche Änderung der gesetzlichen
Haftungslage zu seinen Gunsten zu verste-
hen. Jedoch erstreckt sie sich nicht auf die

Verpflichtung zur ordnungsgemäßten Ver-
tragserfüllung, sondern beseitigt nur die Haf-
tung im Falle der Verletzung eben dieser
Vertragspflichten, so daß man sich nicht vom
Verschulden, sondern von der Haftung für
das Verschulden freizeichnet [92], indem ent-
sprechende Klauseüi in das Konnossement
und/oder die CP aufgenommen werden.

II. Die Auslegung von CP und Freizelch-
nungsklauseln

Da das HGB für die Auslegung von CP kei-
ne dusdrückliche Regeln aufstellt, muß man
hier auf die allgemeinen Auslegungsgmnd-
Sätze der §§ 133, 157, 242 BGB und 346 HGB
zurückgreifen [93]. Als anerkannter Satz des
internationalen Gewohnheitsrechts gut hier,
daß unklare Freizeichnungsklauseln eng
auszulegen sind, im Zweifel gegen den Ver-
frachter [94], da dieser sie ja aufgestellt hat.
Im gleichen Sinne auch § 5 ABGB. So hielt
das RG [95] eine allgemeine Freizeichnung
von Gefahren der Seefahrt und Zufällen nicht
für ausreichend, um den Reeder von der Haf-

tung gem. § 559 HGB für die Seeuntüchtig-
keit des Schiffes zu befreien, da eine derarti-
ge Klausel wegen ihrer Weitläufigkeit zu un-
bestimmt sei.

Auch die allgemeine Freizeichnung von
Ndchlässigkeit der Schiffsbesatzung und
sonstiger Hilfspersonen (Negligence-Clause)
zeichnet den Verfrachter selbst außerhalb
des Geltungsbereichs des § 662 HCB nicht
vom Verschulden seiner Erfüllungsgehilfen
MnsichtUch der Pflicht gem. § 559 HGB frei,
da die Unklarheit der Klausel, ob sie sich nur

auf Handlungen während der Reise, so Prüss-
mann [96], oder auch auf die anfängliche
Seetüchtigkeit gem. § 559 HGB erstrecke, zu
Lasten desjenigen geht, der sie verwendet
hat [97].

l Kapitän Jens Paulsen ist Rechtsreferendar beim
BVM.

Ferner ist die einzelne Klausel nicht isoüert

zu betrachten, ihre Stellung im Gesamtzu-
sammenhang der CP zu berücksichtigen [98]
und bei Widersprächen unter Ermittlung des
Vertragsschwerpunkts jener Klausel der Vor-
zug zu geben, welcher die Parteien besonde-
re Bedeutung beigemessen haben, was sich
oft schon an äußeren Merkmalen der Ver-

tragsurkunde erkennen läßt [99]. Insbeson-
dere ist nicht der WorÜaut, sondern der Sinn

und Zweck letzüich entscheidend [100]. Zu
berücksichtigen sind ferner als Auslegungs-
mittel die Vertragsvorverhandlungen und
vor aUem der Handels- und Schiffahrts-

brauch [101].
Es gibt Klauseln, welche bestimmen, daß

der Reeder nicht verantwortlich sei für eine

anschließend kasuistisch aufgeführte Anzahl
von Ursachen oder aus ü-geadeinem anderen
Grunde. „Aus irgendeinem anderen Grun-
de" ist j edoch zu unklar, so daß man im Wege
einer engen Auslegung hierunter nur FäUe
verstehen kann, die den vorangegangenen
gleichen [102].
Bei den Fonnularklauseln der gängigen CP

ist zu beachten, daß diese für eine Vielzahl

von Fällen gelten und daher abstrakt auszu-
legen sind. Das heißt: Unabhängig vom kon-
kreten EinzelfaU unter Berücksichtigung der
Belange der Wirtschaftskreise der Vertrags-
partner [103].

III. Grenzen der Freizeichnung

Die Aufgabe der Rechtsprechung bestand
darin, die wuchernden Freizeichnungsklau-
sehi einer inhaltlichen Kontrolle zu unterzie-

hen. In diesem Zusammenhang bot sich zu-
nächst § 138 BGB zur Inhaltskontrolle an, da
die Vertragsfreiheit dort aufhört, wo eine
Vereinbarung gegen die guten Sitten ver-
stößt. So wandte der BGH die vom RG ent-

wickelten Grundsätze zum Monopolmiß-
brauch und Mißbrauch einer wirtschaftlichen

Machtstellung auch im Bereich der Seeschiff-
fahrt an. Mit der Weiterentwicklung der Leh-
re von Treu und Glauben erfolgte dann zu-
nehmend eine an § 242 BGB orientierte In-
haltskontrolle, zumal in den wenigsten Fäl-
len unbüliger Klauseln eine rechtsmiß-
bräuchliche Ausnutzung einer Monopolstel-
lung des Klauselverwenders vorlag bzw.
nachzuweisen war. Eine weitere Grenze der

Freizeichnung folgt schließlich aus § 276 II
BGB.

l. An § 138 BGB orientierte Entscheidungen
(insbes. zum Monopolmlßbrauch)
a. Die Rechtsprechung des Reichsgerichts
aa. Dogmatische Begründung der Grund-
Sätze über den Monopolmißbrauch

Das RG stellte bereits im Jahr 1906 [104;
und in den nachfolgenden Entscheidungen
RGZ 103, 82 sowie RGZ 106, 386 fest, daß der

Inhaber einer tatsächlichen Monopolstel-
lung, der diese dazu ausnutzt, um unter Um-
kehrung der vom Gesetzgeber gewallten und
vom Verkehr als billig empfundenen Rechts-
läge sichunverhältnismäßige Vorteile zuver-
schaffen, sittenwidrig handelt und damit ge-
gen § 138 BGB verstößt [105].

In RGZ 115, 220 wurde dem individuellen

absoluten Monopolinhaber das Mitglied ei-
nes für seine- Mitglieder verbindliche und
gleichlautende Geschäftsbedingungen auf-
stellenden Untemehmensverbandes gleich-
gestellt, soweit dem Verband ein Großteü der
Unternehmen der betreffenden Branche an-

gehörten und der Verkehr auf die Inan-
spruchnahme seiner Mitglieder angewiesen
war.

Hiernach sind also Voraussetzungen für ei-
ne Sittenwidrigkeit i. S. d. § 138 BGB:
l. Innehaben einer tatsächlichen oder fak'

sehen Monopolstellung

2. Das Aufzwingen unbilliger und unver-
hältnismäßiger Bedingungen gegenüber
dem Geschäftspartner unter Ausnutzung
der Monopolstellung.

Liegen beide Voraussetzungen kumulativ
vor, so ist die entsprechende Klausel sittenwi-
drig imd damit nichtig.

bb. Innehaben einer tatsächlichen oder iak-
tischen Monopolstellung

Man muß davon ausgehen, daß m der Li-
nienschiffahrt die Konferenzreedereien

selbst unter Berücksichägung der den Verla-
dem zumeist gegebenen Möglichkeit, Ver-
schiffungen mit Outsider-Schiffen durchzu-
führen, eine fdktische Monopolstellung ha-
ben, da der Verkehr auf Verschiffungen
durch die großen, ihm als zuverlässig und
wirtschaftlich bekannten Konferenzreederei-

en mit ihrer umfassenden Angebotspalette in
der Regel angewiesen ist.

Anders ist es dagegen in der Trampschiff-
fahrt, in deren Bereich die Reisechartei am

häufigsten abgeschlossen wird. Wie schon
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Domine in seiner 1934 veröffentlichten Dis-

sertaüon feststellte, steht hier in der Regel ei-
ner Unzahl kleiner, oft durch die großen Ree-
dereien aus dem Linienverkehr herausge-
drängter Reedereien, eine überschaubare
Anzahl großer Ablader gegenüber [106].
Man denke nur an die derzeitige Situation in
der Tankschiffahrt, wo einer kleinen Anzahl

großer OlgeseUschaften eine große Zahl von
Tanker-Reedereien gegenübersteht, die auf
Grund der Übertonnage die Schiffe teüweise
sogar bewußt mit Verlust verchartem, da die-
ser dann geringer ausfällt als im FaUe eines
Auflegens der Schiffe. In umgekehrter Situa-
üoa als bei der Unienschiffahrt könnte man

in derartigen Fällen fast schon von einer Mo-
nopol- bzw. Oligopolsstellung der Befrach-
ter/Charterer sprechen.

cc. Das Aufzwingen unbilliger und unver-
häItnlsmäOiger Bedingungen gegenüber
dem Geschäftspartner unter Ausnutzung der
Monopolstellung

Ein Handeln kann dann nicht sittenwidrig
sein, wenn es durch die bestehenden Gesetze

ausdrücklich gestattet ist. Das wird für den
Bereich der Linienschiffahrt und ihrer Konfe-

renzen insofern bedeutsam, weil wettbe-

werbsbeschränkende Vereinbarungen nach
dem GWB (KarteUgesetz) zumeist nicht un-
wirksam sind, da gem. § 99 II, III GWB die §§
l, 15-18 GWB in der Schiffahrt und bei den
Konferenzen keine Anwendung finden.
Man wird ferner dann nicht von einer Aus-

nutzung der Monopolstellung sprechen kön-
nen, wenn die Vertragsbedingungen zwi-
sehen den Verfrachter- und Veriaderverbän-

den ausgehandelt wurden [107]. Jedoch
weist das OLG Hamburg zu Recht darauf hin,
daß solche Vertragswerke, wie z. B. der
DEUTKÜST-Vertrag, die teilweise schon vor
Jahrzehnten erarbeitet wurden, unter Be-

rücksichtigung von Treu und Glauben an die
heutigen Rechtsordnungsgrundsätze ange-
paßt werden müssen (108). Bedenklich ist es

jedoch, wenn das OLG in seiner Entschei-
düng der Tatsache, daß der DEUTKÜST-Ver-
trag vom Befrachter selbst vorgeschlagen
wurde, zugunsten des Verfrachters keine Be-
deutung beimißt, denn derjenige, der AGB
oder diesen gleichzustellende Formularver-
träge (um solche handelte es sich hier unstr.)
aufstellt oder verwendet, muß sie im Zweifel

gegen sich gelten lassen, da er insofern nicht
schutzwürdig ist.

Wenn auch die Entscheidungen des RG
sich nicht mit Klauseln des Seerechts, son-

dem mit denen anderer Verkehrsunterneh-

men befaßten, so ist doch der Gesichtspunkt
des Monopolmißbrauchs ein allgemeiner, der
auch auf die Verhältnisse des Seetransports
uneingeschränkt Anwendung zu finden hat
[109].
Im Falle des Eingreifens der oben entwik-

keiten Grundsätze zum Monopolmißbrauch
ist somit die Freizeichnung des Verfrachters
von der Haftung für sein Verschulden im
Rahmen der Ausübung seiner Verfrachter-
funküon gem. & 138 I BGB nichtig.

dd. Verschulden Leitender Angestellter
oder von Organen

Gleiches gut für seine Freizeichnung von
der Haftung für das Verschulden seiner Or-
gane und Leitenden Angestellten [l 10], d. h.
derjenigeii Arbeitnelimer, die Unternehmer-
funktion ausüben [111]. Hierzu zählen z. B.
Prokuristen, Leiter größerer Reedereiabtei-
lungen mit entsprechenden Kompetenzen
und VorstandsmitgUeder, nicht jedoch z. B.
der Reedereiinspektor und der Kapitän, da
diese kernen umfassenden Einfluß auf die

Leitung des Gesamtunternehmens in der
Form, daß sie den Unternehmer kraft ihrer
Vollmacht ersetzen können [112], haben.
Würde man dem Unternehmerverschulden

nicht das seiner Organe und Leitenden An-
gestellten gleichsetzen, hätte das zur Folge,
daß — wie beim Untemehmerverschulden —
die Prävenüvwirkung der gesetzlichen Haf-
tung ausgeschlossen würde [113].

Das Verschulden Leitender Angestellter
oder von Organen kann sich insbesondere als
Auswahlverschulden bei der Auswahl von

Angestellten mit verantivortlichem Tätig-
keitsbereich (z. B. Kapitän) oder aus dem Un-
(erlassen grundsätzlicher Weisungen für die
Behandlung von Schiff und (bestimmten) La-
düngen sowie deren Kontrolle ergeben [114].
So haben sie bei schwierigen Transporten
z. B. dafür zu sorgen, daß diese von quaüfi-
zierten Personen durchgeführt werden. Je-
doch müssen sie sich nicht mit den Einzelhei-
ten des Transports beschäftigen, da dies eine
Überspannung ihres Aufgabenbereiches be-
deuten würde [115].

b. Die Rechtsprechung des BGH

Der BGH stellte in seiner Entscheidung
vom 13. 03. 56 [116] fest, daß der Verfrachter,
soweit er Monopolinhaber ist, sich nicht von
der Hafhing für anfängliche Seeuntüchtig-
keit freizeichnen kann. Unter Berufung duf
die Rechtsprechung des RG zum Monopol-
mißbrauch betrachtete es der BGH als Kardi-
nalspflicht des Verfrachters, ein see- und la-
dungstüchtiges Schiff zu stellen, da hiervon
die Durchführung der Reise abhänge und bei
der notwendigen Beachhjng der beiderseiti-
gen Interessen zu berücksichtigen sei, daß in
der Regel nur der Verfrachter, nicht aber der
Befrachter feststellen könne, ob das Schiff
seetüchtig sei, so daß für die Freizeichnung
ein berechtigter Grund nicht ersichtlich sei.
Zum gleichen Ergebnis kam der BGH auch
über § 242 BGB (s. u. 3-b).

Stahl [l 17], der auch den unveröffentüch-
ten Teil des BGH-Urteils einsah, weist auf die
unklare Formulierung der Freizeichnungs-
klausel hin, wonach die Reederei nicht ver-
antwortlich sein sollte für irgendwelche Un-
fälle und Beschädigungen der geschleppten
Schiffe, einerlei aus welchen Ursachen. ins-

besondere aber nicht für das Brechen der
Schlepptrossen oder des Schleppgeschirrs.
Diese Freizeichnung könne jedoch nicht ein-
deutig auch auf mangelnde Seetüchtigkeit
erstreckt werden, sie sei zu unbestimmt. Dem
ist in Anlehnung an die vorstehend (II) be-
schriebenen Auslegungsgrundsätze beizu-
pflichten. Eine derartig unklare Freizeich-
nungsklausel muß derjeinige, der sie ver-
wendet hat, im Zweifel gegen sich gelten las-
sen [118]. Diesen Gesichtspunkt hatte der

BGH also in seine Erörterungen nicht mit ein-
bezogen.

Stahl kritisiert den BGH dann insofern,

weil er bei der Frage, ob ein Monopol voriie-
ge, nicht die neuesten wettbewerbsrechüi-
chen Erkenntnisse berücksichtigt habe. Je-
doch kommt es wohl nicht in erster Linie dar-

auf an, ob nun ein Monopol im Rechtssinnne,
wie Stahl es fordert, oder etwa ein OUgopol
vorliegt. Entscheidend sind die wirtschafüi-
chen Machtverhältnisse des sich Freizeich-

nenden und das Maß der Angewiesenheit
des Verkehrs auf seine Dienste. Ergibt sich
hiernach eine monopolartige SteUung, so
soUte man'sich nicht an den Begriff eines
rechüichen Monopols klammern, sondern
die Gnmdsätze über den Monopolmißbrauch
auch für ein „faktisches" Monopol an-
wenden.

In seinem Urteil vom 7. 7. 1960 [119] bestä-
tigte der BGH erneut die Kontinuität seiner
vom RG übernommenen Rechtsprechung
zum Monopolmißbrauch, indem er ausführte,
daß auch beim Vorliegen einer -wirtschaftli-
chen Monopolstellung (präziser formuliert
als in der oben ausgeführten, von Stahl kriü-
sierten Entscheidung) Voraussetzung für ei-
nen Verstoß gegen § 138 BGB immer sei, daß
der Vertragspartner sich unter dem Dmck
der wirtschaftlichen Verhältnisse und der
Machtstellung des Klauselverwenders zu ei-
ner unangemessenen oder unbmigen Haf-
tungsbeschränkung bereitgefunden habe.
Im Wege einer Interessenabwägung der bei-
derseitigen Belange stellte der BGH dann
fest, es sei nicht unbülig, wenn der Verfrach-
ter bei einem besonders riskanten Transport
die Übernahme eines Risikos der haftungs-
mäßigen Inanspmchnahme ablehne, wel-
ches in keinem angemessenen Verhältnis zur
Frachtzahlung stehe. Die Herbeiführung ei-
nes angemessenen Verhältnisses Frachtzah-
lung/Risiko war hier aber Sinn und Zweck
der Freizeichnung.

Nach einem Urteü des OLG Hamburg vom
4. 5. 72 [120] verstößt eine Gerichtswahlklau-
sei nicht schon deshalb gegen die guten Sit-
ten, weil sie die Vollstreckung des Urteils in
Deutschland ausschließt. Es müssen viel-
mehr zusätzliche Umstände, insbesondere
der Zweck der Klausel und die Beweggründe
des sich auf sie Berufenden hinzutreten, die
auf einen derartigen Verstoß gegen § 138 I
BGB schließen lassen.

2. §242 BGB
a. Die Rechtsprechung des Reichsgerichts
Bereits die Rechtsprechung des RG hatte

bei AGB und Formularverträgen emzelnen
Klauseln nicht nur unter dem Gesichtspunkt
des Monopolnüßbrauchs nach § 138 I BGB,
sondern auch unter dem des Treu und Glau-

bens gern, § 242 BGB die Wirksamkeit ver-
sagt [121].

b. Die Rechtsprechung des BGH
aa. Berücksichtigung des Grundsatzes von
Treu und Glauben

Unter Berücksichtigung des Rechtsg'edan-
kens des § 242 BGB kam der BGH in seiner
Entscheidung vom 13. 3. 56 [122] zur Un-
Wirksamkeit einer Freizeichnung von an-
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fängücher Seeuntüchügkeit, § 559 HGB, da
es nicht mit dem Grundsatz von Treu und
Glauben vereinbar sei, sich von einer Ver-
pffichtung (Herstellung der Seetüchtigkeit)
freizuzeichnen, die überhaupt erst die Vor-
aussetzung für die Erfüllung des Frachtver-
träges schaffe.

Im gleichen Sinne wie der BGH entschied
auch das HansOLG Hamburg am 25. 2. 71.

Ebenfalls unter Beücksichügung des
Rechtsgedankens von § 242 BGB erfolgte die
BntscheidungdesBGHvoml?. l. 74 [124]. In
der Entscheidung ging es um die Wirksam-
keit der Klausel 9 GENCON-CP, einer soge-
nannten Responsibility-CIause, die eine Frei-
Zeichnung der Haftung des Verfrachters vom
Verschulden des Kapitäns und der Besatzung
un Falle des Verlustes der Güter enthielt. Der
Kapitän hatte die Güter an einen nicht durch
das Konnossement Legitimierten ausgelie-
fert In diesem Fall der Falschliefening üegt
ein Verlust der Güter vor [125]. Nach Mei-
nung des BGH würde eine Freizeichnung
von der Haftung für die schuldhafte Verlet-
zung der Pßicht, die Güter an den legitimier-
ten Konnossementsinhaber auszuliefern, mit
dem Hauptzweck des Vertrages in einen un-
lösbaren Widerspruch treten. Hier finde sie
ihre Grenzen, so daß eine Berufung auf die
Freizeichnung gegen den Grundsatz von
Treu und Glauben des § 242 BGB verstoße
und damit unzulässig sei.
Als einen dagegen nicht gegen den Grund-

satz von Treu und Glauben verstoßenden und
damit den Mißbrauch der Vertragsfreiheit
ausschüeßenden Fall wertete der BGH die
Aufnahme der Klausel „ Owners not responsi-
ble for weight" im Konnossement. Nach An-
Sicht des Senats verstößt die Klausel deshalb
nicht gegen Treu und Glauben, weü sie für
die Entkräftung der Beweisveraiutung des §
656 H l nach Maßgabe der §§ 656 II 2 Nr. l,
646, 645 II Nr. 2 HGB erforderlich sei [126].

bb. Berücksichtigung des Grundsatzes von
Treu und Glauben bei AGB

In den Entscheidungen des BGH vom
6. 3. 56 [127] und vom 29. 10. 62 [128] wurde
jeweils festgesteUt, daß die in den AGB von
Geschäftsbesorgem (Spediteuren bzw. La-
gerhaltern) enthaltenen Freizeichnungs-
klauseln unwirksam sind, wenn durch diese
die Haftung für unmittelbar entstandene
Schäden auch bei grober Fahrlässigkeit des
Ceschäftsbesorgers selbst oder seiner leiten-
den Angestellten beschränkt wird, da die
Geltendmachung der Freizeichnung in die-
sem Falle mit dem Gmndsatz von Treu und
Glauben unvereinbar sei [129]. Der BGH
steUte dann in der ersten Entscheidung auf S.
168 noch fest, daß der Geschäftsbesorger
(Spediteur) sich gegenüber dem Vertrag-
spartner in einer tatsächlichen Monopolstel-
lung befand, so daß man glauben konnte, die
Unwirksamkeitserklärung der Klausel sei
durch diese FeststeUung beeinflußt worden.
Diese Unklarheit führte'wohl auch zur zwei-
ten Entscheidung des BGH, in welcher er
klarstellte, die Erwähnung der tatsächUchen
Monopolstellung in der erstgenannten Ent-
Scheidung sei nicht der tragende Grund für

die auf § 242 BGB gestützte erstgenannte
Entscheidung gewesen, denn:

„Ohne Rücksicht darauf, ob der Vertrags-
teü, der die AGB aufgestellt hat, ein Monopol
besitzt oder nicht, kann eine Haftungsaus-
Schluß- oder -begrenzungsklausel der
Rechtswirksamkeit entbehren, wenn sie bei
Abwägung der Interessen der normalerweise
an solchen Geschäften beteiligten Kreise der
Billigkeit widerspricht. Das ist in Fällen der
vorüegenden Art bei eigener grober Fahriäs-
sigkeit oder einer solchen leitender Ange-
steUter regelmäßig zu bejahen. Wegen der
einseitigen Festlegung der AGB durch einen
Vertragsteil komme hier der in § 315 BGB
enthaltene Schutzgedanke zum Zuge [130]".
Es fragt sich, weshalb der Schutzgedanke

des § 315 BGB im Rahmen derlnhaltskontrol-
le von AGB zum Zuge kommen soll. Man muß
berücksichtigen, daß bei AGB-Verträgen
zwar nicht wie im FaUe des § 315 BGB der
Inhalt der Leistung nachträglich bestimmt
wird, jedoch wird hier bei Vertragsschluß
durch Einflußnahme auf den Vertragspartner
der Vertragsinhalt einseitig festgelegt, so daß
in beiden Fällen der die Leistung nicht be-
stimmende bzw. nicht die AGB formulieren-
de Vertragspartner in der schwächeren Posi-
tion ist. Es erscheint daher angebracht, auch
bei AGB die Schranke des „bilügen Ermes-
sens" des § 3151 BGB als Schutzgedanken zu
beachten [131].

Das OLG Hamburg übernimmt zwar diese
Rechtsprechung des BGH, weist aber darauf
hin, daß bei der Aufstellung von AGB viel-
fach die Wirtschaftsverbände der Vertrag-
spartner an deren Aufstellung beteiligt wa-
ren (im konkreten Fall ging es um einen
Deutküst-Frachtvertrag), so daß in diesem
FaU von einer einseitigen Aufstellung nicht
gesprochen werden könne [132]. Jedoch ist
der Aufstellungsvorgang ohne Bedeutung
für die Einstufung der Vertragsbedingungen
als AGB [133].
Bei der Auslegung von AGB bzw. Formu-

larverträgen gilt der Grundsatz, daß in üinen
enthaltene Freizeichnungen dann gegen §
242 BGB und damit gegen den Grundsatz von
Treu und Glauben verstoßen, wenn sie in Ab-
änderung dispositiver Normen nicht die In-
teressen beider Vertragspartner und die der
Allgemeinheit angemessen berücksichtigen,
sondern in ungebührlicher Weise einseitig
die Interessen desjenigen verfolgen, der sie
aufgestellt hat oder verwendet [134]. In die-
sem Rahmen ist auch zu berücksichtigen, daß
der Vertragspartner des Verfrachters un Falle
der Akzeptierung von Freizeichnungsklau-
sein, die über das verkehrsübliche Maß hin-
aus die gesetzliche Haftung des Verfrachters
beschränken oder ausschließen, gem. § 87
ADS bei der Güterversicherung seines Versi-
chemngsschutzes verlustig gehen kann. In
diesem Falle bewirkt der Verfrachter durch
seine Klauseln nicht nur, daß er selbst von der
Haftung gegenüber seinem Vertragspartner
frei wird, sondern auch, daß letzterem der
Versicherungsschutz entzogen wird. Hieraus
ergibt sich für den Vertragspartner eine un-
tragbare Situation, die mit dem Grundsatz
von Treu und Glauben des § 242 BGB nicht zu
vereinbaren ist.

In der vorstehend (III-I-b) zitierten Ent-
Scheidung des OLG Hamburg [135] steUte
der Senat ebenfalls keinen Verstoß gegen
den Grundsatz von Treu und Glauben fest da
er im Rahmen der für AGB und Formularver-
träge durchgeführten InhaltskontroUe weder
eine Unüblichkeit mit einer sich daraus erge-
benden unerträglichen Beeinträchtigung der
Rechte des Betroffenen noch eine sachliche
Unangemessenheit der Gerichtswahlklausel
feststellen konnte. Auch wurde der Betroffe-
ne durch die Klausel nicht überrascht, da er
sie 3 Jahre lang unwidersprochen geduldet
hatte.

Die Freizeichnung von der Haftung für ver-
schuldete anfängliche Seeuntüchtigkeit ist
auch dann nicht möglich, wenn der Mangel
nur auf einem leichten Verschulden der Leu-
te des Verfrachters beruht — Urteü des BGH
vom 25. 6. 73 [136]. Es ist zwar in der Recht-
sprechung des BGH anerkannt, daß zuc-
sten des Unternehmers eine FreizeichnL

von der Haftung für das Verschulden seiner
nicht leitenden AngesteUten in AGB mögUch
ist, soweit der Vertragspartner sich gegen
Schäden versichemngsmäßig üblicherweise
absichert und dies im konkreten Fall auch
möglich ist [137]. Gleiches muß auch für die
Freizeichnung von der Haftimg für das kon-
krete Personalrisiko, d. h. für Nachlässigkei-
ten und Versehen, die bei den Arbeitneh-
mern eines ordnungsgemäß geführten und
beaufsichtigten Schiffes bzw. Betriebes nicht
auszuschüeßen sind, gelten.

Es mag dahingesteüt bleiben, ob der Ver-
tragspartner sich im konkreten Fall auch ge-
gen Schäden, die aus anfänglicher Seeun-
tüchtigkeit entstehen, versichern kaim, da
die Seeversicherer für die durch Seeuntüch-
tigkeit entstandenen Schäden jedenfalls bei
der Kasko-Versicherung gem. § 58 ADS und
bei der Frachtversicherung gemäß § 105 ADS
nicht eintreten. Auch geht es hier nicht um
Nachlässigkeiten oder Versehen nach Üb
nähme der Ladung in ein den Anforderung^.
des § 559 HGB genügendes Schiff, sondern
um einen Mangel, der eine ordnungsgemäße
Erfüllung des Frachtvertrages von vornher-
ein ausschließt. Die Freizeichnung von der
Haftung für eine Verletzung der Kardinals-
pflicht des Verfrachters, ein seetüchtiges
Schiff zu stellen, verstößt aber prinzipiell ge-
gen Treu und Glauben. Das gut also auch für
den Fall, in dem die Seeuntüchtigkeit ledig-
üch auf einem leichten Verschulden der Leu-
te des Verfrachters beruht [138].
Interessant ist in diesem Zusainmenhang

die Entscheidung des House of Lords i. S. Su'-
isse AÜantique gegen Rotterdamsche v.
31. 3. 66 [139]. Hiernach hat im Rahmen der
englischen Rechtsprechung die Auslegungs-
regel des „Fundamentals Breach of Con-
tract" angesichts der Tendenz, Formularver-
träge mit weitreichenden Freizeichnungen
aufzustellen, zunehmend an Bedeutung ge-
wonnen. Nach dieser Regel sind Freizeich-
nungsklauseln eines Vertrages auch'dann
nicht anwendbar, wenn sie durch einen „fun-
damentalen Vertragsbruch" geschaffen wur-
den. Das stüfczt sich auf die Absicht der Ver-
tragsparteien, dem Vertrag die geschäftliche
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Wirksamkeit zu geben, die von vernünftigen
Parteien angestrebt werden muß.

Es ist also interessant, festzustellen, daß die

englische Rechtsprechung ähnliche Wege
wie die deutsche bei der Anwendung des §
242 BGB geht.

3. Unerlaubte Handlung

Ansprüche gem. §§ 823, 831 BGB stehen
selbständig neben den vertragüchen Ansprü-
chen [140]. Sie werden jedoch durch Frei-
zeichnungsklauseln gleichfalls mit ausge-
schlössen, soweit deren Auslegung nicht ein
anderes ergibt [141]. Dieses gut auch bei in
AGB enthaltenen Klauseln [142].

4. § 139 BGB

Die Frage der Gültigkeit des übrigen Ver-
träges bei Nichtigkeit einer CP-Hausel beui-
teilt sich nach § 139 BGB. Jedoch \vird in den

meisten Fällen die Aufrechterhaltung des
Vertrages bezweckt sein [143]. Diese Frage
ist aber stets zu prüfen. Aus Gründen der
Rechtssicherheit werden daher meistens

Restgültigkeitsklauseln in die CP aufge-
nommen.

Insbesondere dürfte die Argumentation
des Klauselaufstellers bzw. -Verwenders, der

Vertragsschluß sei ohne die für nichtig er-
klärte Klause] nicht gewollt, da das Risiko ei-
nen wesentlichen Faktor der Frachtratenkal-

kulaüon bilde, im Rahmen des § 139 BCB
nicht erheblich' sein, da andereniaUs der von
der Rechtsprechung entwickelten Schutz des
Vertragspartners eingeschränkt und der
Klauselverwender den Vorteü aus der Nich-

tigkeit der Klausel ziehen würde [144].

Teil 6: Anwendbarkeit des AGBG
bei Charterverträgen

l. Vorliegen von AGB
Es kann offen bleiben, ob die m der See-

Schiffahrt durchwegs verwendeten Stan-
dardformulare für CP und Konnossemente
als AGB oder als Formularverträge eingestuft
werden, da auch Formularverträge unter den
Begriff der AGB i. S. d. § l I AGBG fallen
[145]. Unerheblich für die Einstufung als
AGB ist es, ob die Vertragsbedingungen von
den Interessenverbänden der Vertragspart-
ner ausgehandelt wurden [146] (z. B. zwi-
sehen den Reeder-, Verlader- und Versiche-

rer verbänden).

Aus § 4 AGBG ergibt sich, daß individuelle
Vertragsabreden Vorrang vorAGB haben. So
ist es in der Praxis durchweg üblich, in einzel-
nen Punkten von den verwendeten Charter-

formularen abzuweichen oder diese zu er-

ganzen. Hinsichtlich dieser abgeänderten
oder ergänzten Klauseln liegen dann keine
AGB-, sondern Individualabreden i. S. d. § l
II AGBG vor. Stehen sie im Widerspruch zu
den einzelnen Bestimmungen der AGB, so
hat das nicht etwa die Unwirksamkeit dieser

AGB-Bestimmungen zur Folge, sondern läßt
die AGB nur in dem Maße nicht zur Anwen-

düng kommen, in dem die Parteien durch In-
dividualregelung Abweichendes vereinbart

haben. Die AGB gelten in diesem Fall somit
subsidiär [147]. Das gut uneingeschränkt
auch für den kaufmännischen Bereich [148].

2. Persönlicher Anwendungsbereich
des ABGB

Nach Maßgabe des § 24 I Nr. l AGBG fin-
den die Vorschriften der §§ 2 AGBG (Einbe-
ziehungsvereinbarung), § 10 (Klauselverbote
mitWertungsmöglichkeit), § 11 (Klauselver-
böte ohne Wertungsmöglichkeit) sowie § 12
(zwischenstaatlicher Geltungsbereich) auf
AGB, die gegenüber einem Kaufmann abge-
geben werden, keine Anwendung, wenn der
Vertrag zum Betriebe seines Handelsgewer-
bes gehört. Ausreichend ist hiernach, daß
derjenige, gegenüber dem sie verwendet
werden, Kaufmann ist; ein beiderseitiges
Handelsgeschäft ist nicht erforderlich. Da
zwischen den Kaufleuten nicht unterschie-
den wird, zählen hierzu alle Kaufleute i. S. d.
§§ 1-6, 24 HGB. Man kann bei der Reise-
Charter davon ausgehen, daß sowohl Ver-
frachter als auch Befrachter und Konnosse-
mentsinhaberKaufleutei. S.d. §§ 1-6 und 24
HGB sind, da hier durchweg größere Partien
im Rahmen der Abwicklung größerer Han-
delsgeschäfte verschifft werden. Für den
Verfrachter ergibt sich die Kaufmannseigen-
schaft aus § l II Nr. 5 HGB. Während bei der
Reisecharter anzunehmen ist, daß Befrachter

und Konnossementsinhaber in aller Regel
Kaufleute sein werden, könnte das beim

Stückgutfrachtvertrag insbesondere beim
Konnossementsinhaber dann nicht der FaU

sein, wenn dieser nur eine kleine Partie, z. B.

eine kleine Kiste, verschiffen läßt, da er dann

durchaus Privatmann sein kann.

3. Räumlicher Geltungsbereich

Gem. § 24 S. l AGBG wird bei der Reise-
Charter daher in aller Regel die Anwendung
des § 12 AGBG ausgeschlossen sein. Da-
durch wird der räumliche Geltungsbereich
des AGBG für im Rahmen der Reisecharter

verwendete AGB in der Weise einge-
schränkt, daß eine CP oder ein Konnosse-
ment, welche ausländischem Recht oder dem

Recht der DDR unterliegen, nicht unter Be-
rücksichügung der Vorschriften des AGBG
auszulegen sind.

Was in diesem Zusammenhang unter „Be-
rücksichtigung" i. S. d. § 12AGBG zuverste-
hen ist, erläutert Schlosser, indem er den Re-

gierungsentwurf zum AGBG [149] ziüert:
„. . . Es ist daher notwendig, eine Bestim-
mung in das Gesetz aufzunehmen, die es er-
möglicht, den vorstehenden Regelungen,
mindestens aber den ihnen innewohnenden

Grundgedanken, auch dann Geltung zu ver-
schaffen, wenn auf das Vertragsverhältnis im
übrigen ausländisches Recht Anwendung
findet. " Hiernach sollte, so Schlosser [150],
die Möglichkeit einer einschränkenden In-
terpretation der Vorschrift offengehalten
werden.

Ungenau führte Hensen [151] aus, daß das
AGBG im persönlichen Ausnahmebereich
des § 24 AGBG insbesondere nicht für die
grenzüberschreitenden Handelsgeschäfte
inländischer kaufmännischer Kunden gelte.
Es kommt in diesem Fall jedoch ausschließ-

Uch darauf an, welches Recht im grenzüber-
schreitenden Verkehr kraft Gesetzes oder

wirksamer Parteiabrede gut. Die §§ 24 und 12
AGBG schließen daher die grundsätzliche
Anwendbarkeit des AGBG auch im grenz-
überschreitenden Verkehr, so insbesondere

bei der Handelsschiffahrt, nur dann aus,

wenn ausländisches Recht gut. Gut dagegen
deutsches Recht, so unterliegen AGB der In-
haltskontroUe des AGBG.

Die •&te Anwendbarkeit deutschen Rechts

auf ausländischesRecht unterUegende^t Ver-
träge wäre)! nach Meinung des Gesetzgebers
[152] im Rahmen der §§ 24, 12 AGBG für
Handelsgeschäfte, die im grenzüberschrei-
tenden Verkehr häufig nach international
einheitlichen Standardbegingungen abge-
wickelt werden, ungeeignet und nicht durch-
setzbar. Ob diese Argumentation zutrifft,
könnte bezweifelt werden [153], jedoch mag
das hier dahingestellt bleiben, da die Fas-
sung des Gesetzes eindeutig ist.

4. Ergebnis: Anwendungsbereich des
AGBG bei der Reisecharter

Aus vorstehenden Äußerungen ergibt sich,
daß die Frage, ob das AGBG zur Anwendung
kommt, entscheidend davon abhängt, wel-
eher Gerichtsstand bzw. welches Recht sich
aus dem Konnossement bzw. der Charterpar-
tie ergibt.

Nach §§ 24 S. l i. V. m. 12 AGBG kann das
AGBG im für Kaufleute geltenden persönli-
chen Ausnahmebereich bei der Anwendung
ausländischen Rechts durch deutsche oder
ausländische Gerichte nicht berücksichügt
werden, während es umgekehrt bei Anwen-
düng deutschen Rechts durch deutsche oder
ausländische Gerichte eingreift, In diesem
Rahmen haben dann auch ausländische Ge-

richte die Bestimmungen des AGBG zu be-
achten.

Daraus folgt, daß es für den Verfrachter als
Verwender von AGB bzw. Formularverträ-

gen durchaus von Vorteil sein kann, wenn
seine Beziehungen zum Befrachter bzw.
Konnossementsinhaber dem Recht emes aus-
ländischen Staates unterliegen, sofern des-
sen Gesetze und Rechtsprechung der Inhalts-
kontrolle von Freizeichnungen emen milde-
ren Maßstab als das deutsche AGBG und die
deutsche Rechtsprechung auferlegen.
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Wir bitten für Heft 3/81, Seite 123. fol-
gende Korrekturen zu berücksichtigen;

§ 248 BGB - richtig § 278 BGB
§ 604 I HGB - richtig § 607 I HGB

Lehrgänge
Fachhochschulreife
Am Schulzentrum Bürgerpark, Gewerbli-

ehe Lehranstalten, Georg-Büchner-Str. 7,
2850 Bremerhaven l, wird zum 17. August
1981 ein Kursus zur Erlangung der Fach-
hochschulreife (Abschluß: Ende Januar 1982)
durchgeführt; er ist vorgesehen für Patentin-
haber AM/AMW und CT/CTW mit Real-
schulabschluß bzw. Fachschulreife.

Verbindliche Anmeldungen müssen späte-
stens bis zum l. Mai 1981 (Aktenzeichen: B 4)
mit folgenden Unterlagen vorliegen: Lebens-
lauf (tab. ), Abschriften des Realschulzeugnis-
ses bzw. Fachschulreifezeugnisses und des
Zeugnisses AM/AMW bzw, CT/CTW.

Vorankündigung:
Zum l. Februar 1982 ist beabsichtigt, einen

Kursus zur Erlangung der Fachschulreife
durchzuführen; für Patentinhaber AK/AKW
und CMa/CMaW mit Hauptschulabschluß.

Kommando in den
80er Jahren?
„ Command in the l 980s" lautet das Thema

eines Seminars, das gemeinsam von The Ho-
nourable Company of Master Mariners, The
Nauücal Institute und Trinity House in Eng-
land veranstaltet wird. Der Themenplan die-
ser Veranstaltung soll unter Mithilfe der Teü-
nehmer gestaltet werden. Nach Auffassung
der Organisatoren verdienen dabei Themen
wie Handelspraktiken (Versicherung, P & I,
Frachtverträge) und das Führen der Schiffe
auf See (Venneiden von Kollisionen) beson-
dere Beachtung. Behandelt werden sollen
aber auch der Gesundheitsdienst an Bord,
Besatzung, Kommunikation, Rechtsspre-
chung und Ausbildung. Anmeldungen und
Anregungen zu diesem Thema bis zum l. Ju-
ni 1981 bei Kapitän P. F. Mason, F. N. I., Trini-
ty House, Tower Hül, London EC3.
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